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Vorbemerkung

Das Saarland hat den hiissenschaftsrat im Januar L990 darum

gebeten, gutachterlich zur Entwicklungsplanung der Univer-
sität des Saarlandes Stellung zu nehmen. Durch die verän-
derten finanzpolitischen Rahmenbedingungen hat sich die
Erarbeitung einer Grundlage für einen Besuch in Saarbrücken
durch den Ausschuß für den Hochschulausbau ebenso verzögert
wie durch die grope Beanspruchung des V{issenschaftsrates im

deutschen EinigungsprozeB. Der AusschuB hat am 19. November

L992 die Universität besucht und mit Vertretern des Landes

und der Hochschule die gegenwärtige Situation in Forschung
und Lehre, bei der Personal- und Sachmittelausstattung
sowie der räumlichen Unterbringung beraten und die Vorstel-
lungen zur künftigen Entwicklung im Rahmen der finanzpoli-
tischen Möglichkeiten des Landes erörtert. Dabei kam den

neugegründeten An-Instituten sowie der neugegründeten Tech-
nischen Fakultät besondere Bedeutung z:u.

Die Stellungnahme wurde vom Ausschup für den Hochschulaus-
bau vorbereitet und am 14. Mai 1993 vom Wissenschaftsrat
verabschiedet.
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A. Ausgangslage

I. Ausbaustand der Universität des Saarlandes

L947 beschloB die Universität Nancy die Gründung eines
Institut d'Etudes Sup6rieures für das damalige Saargebiet,
das im März des selben Jahres in Homburg a1s Keimzelle
einer am französischen Vorbild orientierten Universität
eröffnet wurde. Im April 1948 wurde in Paris die Entschei-
dung gefällt, das Homburger Hochschulinstitut nach Saar-
brücken zu verlegen und ihm den Rang einer Volluniversität
zu verleihen. Die Berufung des ersten Rektors J. Barriol am

1.10.1-948 und der gleichzeitige Umzug von zwei der vier
Faku1täten nach Saarbrücken gelten seitdem a1s Gründungsda-
tum der Universität. Der bereits als Gründungsrektor vorge-
sehene französische Germanist J.F. Angelloz verfolgte als
Rektor 1950 bis 1956 das Ziel einer zweisprachigen Univer-
sität, die der deutsch-französischen Annäherung sowie dem

europäischen Gedanken und den praktischen Bedürfnissen der
neuen europäischen Behörden dienen solIte. Das Universi-
tätsgesetz vom März L957 regelte die Angleichung der Uni-
versität des Saarlandes an das deutsche Hochschulwesen

unter Erhaltung französischer Studiengänge, bewährter
Strukturen (Saarbrücker Mode1l) und mit der bl-eibenden
Verpflichtung zur Pflege des europäischen Gedankens und der
deutsch-f ranzösischen Nachbarschaf t .

Mit der Neufassung des Gesetzes über die Universität des

Saarlandes vom Mai L989 wurden die rechtlichen Grundlagen
neu gestaltet, wobei insbesondere der Forschungsauftrag
betont wurde. Ferner wurde kraft dieses Gesetzes eine Tech-
nische Fakultät an der Universität des Saarlandes errich-
tet.
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Seit l-985 wurden eine Reihe von Forschungsschwerpunkten
ausgebaut und neue Forschungsinstitute im Umfel-d der Uni-
versität gegründet. Die von der Regierung des Saarlandes
eingesetzte Sachverständigenkommission "Forschung und Tech-
nologie im Saarland" hat mit ihren Empfehlungen vom Juni
1989 zahlreiche Vorschläge vorgelegt, die unter Berücksich-
tigung des Strukturwandels im Saarland auch die Entwick-
lungsperspektive der Universität in Saarbrücken berühren.

1. Studienanfänger-, Studenten- und Absolventenzahlen

Die Anzahl der Studienanfänger
1985/86 bis l-991- /92 w 826 auf
zahl der Studierenden hat sich
2.472 auf L9.468 erhöht.

(f-. Fachsemester) ist von
3.970 gestiegen. Die Gesamt-
im gleichen Zeitraum um

Die Anzahl der Absolventena ) schwankte von l-986 bis 1991-

zwischen L.228 (l-987 ) und l-.354 (1988 ) , wobei diese Ent-
wicklung je nach Fachgebiet unterschiedlich verlief. So

erhöhte sich die Zahl der Absolventen beispielsweise in den

Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften von 338 in
1986 auf 434 in 1991, während sie in den Sprach- und Kul-
turwissenschaften im gleichen Zeitraum von 333 auf 259 zlu-

rückging. In den Ingenieurwissenschaften schwankte die An-
zahl der Absolventen in der o.g. Zeitspanne zwischen 45 im
Jahr 1988 und 86 in 1990 -

r-) Die Absolventenzahlen beziehen den Bereich Medizin
(Human-, Zahnmedizin) mit ein. Sie enthalten nur in den
Bereichen Sprach- und Kulturwissenschaften sowie Kunst/
Musik und sofern die Fächer Soziologie, Erziehungs-
wissenschaft und Geographie betroffen sind Sozial-
und Naturwissenschaften Promovierte, r^renn die Promotion
dort als 1. abschlußprüfung erreicht wurde. Die Zahl
der entsprechenden Absolventen liegt durchschnittlich
bei 30 pro Jahr.
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2. Personal- und Sachausstattung

Der universität saarbrückena) standen im Jahr 1991- gemäB

dem stellenplan 1.630 stelren zur verfügung. Davon entfie-
ren 868 auf wissenschaftliches und 7G2 auf nichtwissen-
schaftliches Personal. Die stellen für wissenschaftliches
Personal umfapten l-63 c4- und 69 c3-professorenstelren,
ferner 2LL stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter auf
Dauer und 425 Stell-en für wissenschaftliche Mitarbeiter auf
Zeit.

Die zahl des aus Drittmitteln finanzierten personals vari-
ierte im Zeitraum von 1987 bis L991 zwischen 331 (1987) und
375 (L989). Diese Personalzahlen entharten pro Jahr durch-
schnittlich 1,20 Beschäftigte aus Arbeitsbeschaffungsmapnah-
men. rn 1991 war der gröpte Teil des aus Drittmittern fi-
nanzierten Personals, nämlich L27 personen, im Bereich
Mathematik und Naturwissenschaften tätig, gefolgt von den
Sprach- und Kulturwissenschaften mit 97 Beschäftigten.

Altersbedingt stehen im Zeitraum von 1993 bis r-995 L2 c4-
und 6 C3-Stellen, von L996 bis 2000 27 C4- und 19 C3-Stel-
len und von 2001- bis 2005 39 C4- und L5 C3-Stel1en zvr
Vtiederbesetzung an, in den kommenden zwöIf Jahren also
knapp die Hälfte der C4- und rund 608 der C3-professuren.
Mit durchschnittlich unter 5t ist der jährliche Erneue-
rungsbedarf bei den c4-Professuren im vergreich mit anderen
Universitäten eher niedrig.

Die Daten zur Personal-- und SachausstattuDg,
schung und zum F1ächenbestand beziehen sich
die Universität ohne den Bereich Medizin.

zur I'or-
jeweils auf

r-)
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Von Lg82 bis l-991 hat die Universität 75 Berufungsverfahren
erfolgreich abgeschlossen, davon jeweils 2L in den Sprach-

und Kulturwissenschaften sowie den RechtS-, I{irtschafts-
und Gesellschaftsr,./issenschaften. In diesem Zeitraum erfolg-
ten 30 Rufablehnungen.

Der Anteil der Hausberufungen betrug zweL. Im gleichen
Zeitraum wurden L8 Rufe von Professoren der Universität
Saarbrücken an andere Hochschulen angenommen. Abgewendet

werden konnten von 1982 bis 1991 35 Rufe.

Die laufenden Mittel für Forschung und Lehre (ohne Medizin
und ohne laufende Mitte1 für Personalausstattung) sind im

Zeitraum von 1987 bis L992 von nominal L2,8 Millionen DM

auf L413 l,Iillionen DM gestiegen. Sie betrugen L990 nominal

L4t6 Millionen DM und 199L L2,7 lvlillionen DM. Die aus haus-

haltstechnischen Gründen zur Vermeidung hoher jährlicher
Restmittelübertragungen 1991 erfolgte Absenkung der Baran-

sätze wurde durch die Ausbringung einer jährlichen Ver-
pflichtungsermächtigung bis zrt 3 Millionen DM ersetzt. Die

Steigerung in diesem Zeitraum beträgt im Bereich der Inge-
nieurwissenschaften 40t (von Ot64 auf Or9 Millionen DM), in
den Rechts- und }tirtschafts- und Sozialwissenschaften 23?6

(von l-,04 auf L,27 l,Iillionen DI"I), in den Sprach- und Kul-
turwissenschaften l-Ot (von L,23 auf l-r35 l{illionen DIvI) und

in den Naturwissenschaften 9t (von 2,7 auf 3r1 Millionen
DM). Der Aufwuchs in den zentrafen Bereichen, einschlieB-
lich der zentralen Forschungs- und Investitions- und Lite-
raturmittet betrug ca. 88 (von 618 auf 7 t35 Millionen DIvI).

3. Forschung

Im Zeitraum von l-986 bis L992 sind 908 Promotionen und 48

Habilitationen erfolgreich abgeschlossen worden.
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Von 1985 bis L991 bewarben sich 26 Angehörige der Universi-
tät Saarbrücken um ein Postdoktoranden-stipendium bei der
DFG; l-7 Anträge wurden bewilligt. Habilitations- und For-
schungsstipendien der DFG sind hochschuJ-seitig nicht bilan-
zierbar.

Die DFG fördert neben den beiden Graduiertenkollegs "Infor-
matik" und "Kognitionswissenschaften" auch zwei Sonderfor-
schungsbereiche und ein Teilprojekt eines Sonderforschungs-
bereiches an der Universität des Saarlandes in Saarbrücken:

- SFB 124 - Vlsl-Entwurfsmethoden und Parallelität (FB 14

Informatik der UdS, gemeinsam mit U Kaiserslautern)

- SFB 314 - Künstliche Intelligenz - Irlissensbasierte Syste-
me (FB L4 Informatik der UdS, gemeinsam mit U Kaisers-
lautern und U Karlsruhe)

- Teilproiekt "Konstruktionsmdrphologie und Biomechanik"
FB 13 Biologie) im Rahmen des SFB 230 - Natürliche
Konstruktionen - Leichtbau in Architektur und Natur
(U Stuttgart und U Tübingen)

Die Gesamtsumme der Mittelbewilligungen stieg von L985

(zwei Sonderforschungsbereiche) bis L991 (zwei Sonderfor-
schungsbereiche und zwei Teilprojekte an Sonderforschungs-
bereichen) kontinuierlich von 1r3 Millionen DM auf 3,9
Millionen DM an.

Wissenschaftler der Universität des Saarlandes sind an 18

Schwerpunktprogrammen der DFG beteiligt. Mit dem Förder-
preis für deutsche lrlissenschaftler im Gottfried-Wilhelm-
Leibniz-Programm der DFG wurden bzw. werden sechs Wissen-
schaftler der Universität des Saarlandes aus den Fachberei-
chen Informatik (vier lriissenschaftler), tterkstoffwissen-
schaften und Fertigungstechnik sowie Chemie gefördert.
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Die Summe der eingeworbenen Drittmittel stieg von 26 t3 MiI-
Iionen DM in l-987 auf 34,5 MilLionen DM in 1991. Den je-
weils gröBten Anteil nach Studienbereichen warben die Ma-

thematik und Naturwissenschaften ein (L2,2 Millionen DM in
1987; 15,5 MiLlionen DM in 1991). In 1991 warb die Univer-
sität ca. l-48.700 Dl,I/pro Professur (C4 und C3) an Drittmit-
teln ein, 39 .700 DIvl pro Wissenschaf tlerstelIe.

L987 wurde der gröBte Anteil der eingeworbenen Drittmittel
mit 8,8 Mil-lionen DM von der Deutschen Forschungsgemein-
schaft bewilligt, davon 3r3 Millionen für Sonderforschungs-
bereiche. An zweiter Stel1e folgten die Bundesministerien
und Bundesanstalten (TG 86) mit 8r4 Millionen DM, an drit-
ter Ste1le die Industrieforschung mit 6,9 Millionen DM. Im
Jahr 1991 warb die Universität des Saarlandes mit 11r3
Millionen DM den gröBten Anteil der Drittmittel von der EG,

Vw-Stiftung und den Länderministerien (TG 87) ein. Die
Deutsche Forschungsgemeinschaft folgte mit 10 Millionen DM,

davon 3r9 Millionen für Sonderforschungsbereiche. An drit-
ter Stelle als Drittmittelgeber stand die Industriefor-
schung mit 7rB Millionen DM. Die Bundesministerien und

Bundesanstalten nahmen mit 5r5 Millionen DM an Drittmittel-
zuwendungen nur noch den vierten Rang ein.

Fl-ächenbestand

Die Hauptnutzfl-äche der Universität Saarbrücken beträgt im
Wintersemester L99L/92 ohne den Bereich Medizin 114.1-50 m2.
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II. Allgemeine Entwicklungsziele und Planungen für die Uni-
versität des Saarlandes

Im Jahr l-987 hatte der Ministerpräsident des Saarlandes
eine Sachverständigenkommission mit dem Auftrag eingesetzt,
konkrete Empfehlungen für den gezielten weiteren Auf- und

Ausbau einer zukunfts- und technologieorientierten sowie
wirtschaftsnahen Forschungsinfrastruktur zu erarbeiten.
Diese Empfehlungen stellen für das Land eine wichtige
Grundlage für den Ausbau von Studienangeboten und For-
schungsschwerpunkten und deren Weiterentwicklung dar, ins-
besondere in den natur- und ingenieurwissenschaftlichen Be-

reichen der HochschuLen und auperuniversitären Forschungs-
einrichtungen. Die Empfehlungen richten sich vor a11em auf
einen weiteren gezielten personellen und infrastrukturellen
Ausbau der Universität und selbständigen FuE-Einrichtungen
in den Bereichen Informatik - einschlieplich der angewand-

ten Informationstechnologien - t der Elektrotechnik und

I"likroelektrotechnik, der Medizintechnik - einschlieBlich
Mikrosystemtechnik - r der Materialforschung, der Umweltwis-
senschaften und Umwelttechnologie. Darüber hinaus empfiehlt
die Kommission, dem Bereich Biowissenschaft in Zukunft
einen stärkeren Anwendungsbezug in Forschung und Lehre zv

verleihen und interdisziplinäre, technol-ogisch ausgerichte-
te Arbeitsschwerpunkte zu biLden. Auf diese Weise soll-en
die notwendigen Ressourcen für eine wettbewerbsfähige,
wirtschaftsnahe Forschung und Lehre gestärkt und durch den

Abbau bestehender Defizite aus der unterkritischen Masse

herausgeführt werden.

A1s vorrangige hochschulpolitische Ziele betrachtet das

Land:

die Sicherung einer ausreichenden Finanzausstattung,
den Aufbau einer leistungsfähigen und auf die Bedürfnisse
der Region ausgerichteten Forschungsinfrastruktur,
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- den Aufbau der Technischen Fakultät und ihrer Bezugswis-
senschaften,

- die Stärkung des europäischen Aspektes in Lehre und For-
schung.

Das Land betont die Bedeutung der Universität Saarbrücken
für die Region und den erforderlichen Strukturwandel im
Saarland. Gleichzeitig verweist es darauf, dap der - auch
durch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom

27. Mai L992 festgestellten - Haushaltsnotlage des Saarlan-
des nur durch ein umfangreiches Sanierungsprogramm abge-
holfen werden könne, dessen vorrangiges Ziel der Abbau der \,
akuten Schuldenlast sei. Daher müsse auch die Universität
Saarbrücken in die bereits in anderen Haushaltsbereichen
eingeleiteten Mapnahmen zur wirksamen Entlastung des Lan-
deshaushalts einbezogen werden. Dies führe letztlich z1r

einer Reduzierung des Gesamtstudienangebots an der Univer-
sität des Saarlandes. Als Kriterien für eine solche Ein-
schränkung nennt das Land:

Stellung der betroffenen Studiengänge im Rahmen der be-
stehenden und künftigen Forschungs- und Ausbildungs-
schwerpunkte der Universität,

- geringe Nachfrage im Vergleich zu anderen Studiengängen
an der Universität des Saarlandes,

- vergleichbares Studienangebot an den benachbarten Univer-
sitäten des Landes Rheinland-Pfa1z.

Aufgrund didser Kriterien hat das Land für den Studiengang
Kunsterziehung für das Studienjahr L992/93 aus planerischen
Gründen eine NuI1-Quote festgesetzL. Es strebt in Zusammen-

arbeit mit der neu gegründeten Hochschule der Bildenden
Künste, die noch nicht in die anlage zum Hochschulbauförde-
rungsgesetz aufgenommen worden ist, eine Umstrukturierung
des Studiengangs Kunsterziehung an. Die Verhandlungen wer-
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den vor dem Hintergrund geführt, daß entsprechende Studien-
angebote in Koblenz, Landau und Mainz existieren. Ferner
hat das Land eine NuI1-Quote für den Studiengang Orientali-
stik mit der Absicht festgeseLzt, die Universität aufzufor-
dern, diesen Studiengang aufzuheben. Im Fach Klassische
Archäologie ist ebenfalls ein planerischer Numerus clausus
eingeführt worden.

l-. Aufbau einer Technischen Fakultät

Bis L985 war die Universität des Saarlandes in Saarbrücken
weitgehend geprägt durch ihre Orientierung auf Rechts- und

Wirtschafts-, Geistes- und Kulturwissenschaften sowie die
Lehrerausbildung. Die Ingenieurwissenschaften spielten bis
dahin nur eine untergeordnete Roll-e, konnten sich aber auf
die Grundlagenfächer der Mathematisch-Naturwissenschaftli-
chen Fakultät stützen. Seitdem bemühen sich Land und Hoch-

schule zunehmend um eine Ergänzung des Fächerspektrums
durch die Ingenieurwissenschaften. Dies führte zum Aufbau

und Ausbau von technologieorientierten Forschungsschwer-
punkten, z:ur Einrichtung rechtlich selbständiger For-
schungsinstitute im universitären Umfeld, die nach Auffas-
sung des Landes in enger personeller und funktioneller
Verzahnung mit der Universität stehen. l-990 erfolgte die
Ausgründung einer eigenständigen Technischen Fakultät mit
den drei Fachbereichen Informatik, Werkstoffwissenschaften
und Fertigungstechnik sowie Elektrotechnik und entsprechen-
den grundständigen Diplom-Studiengängen. Der bisherige
Fachbereich Werkstoffwissenschaften wurde durch eine z!
sätzliche Fachrichtung (l-989) für computergestützte Funk-

tionstechnologien (CAD/CAM) mit einem neu eingerichteten
Studiengang ( 1990) Konstruktions- und Fertigungstechnik
erweitert.



t4

Der Ausbau der Technikwissenschaften soll-te zugleich zu

einer engen interdisziplinären Kooperation und zu neuen
Entwicklungen in anderen Fakultäten führen, in denen eben-
falls technologieorientierte Arbeitsbereiche (2.8. Rechts-
informatik, Sprachdatenverarbeitung, Medizinische Informa-
tik) eingerichtet wurden.

Das Land betrachtet diese Initiativen als wesentliche Vor-
aussetzungen zur Stärkung von wirtschaftsnaher Forschung
und Lehre. Es verspricht sich von dem hieraus entstehenden
Innovationspotential im Rahmen des ebenfalls institutiona-
lisierten Technologietransfers und der Qualifizierung des

Fachkräftenachwuchses einen positiven Einflup auf die
strukturelle Erneuerung der saarl-ändischen ttirtschaft und

eine entscheidende Belebung des Strukturwandels der Gesamt-
region.

2. Aufbau und Ausbau zukunftsorientierter Forschungsschwer-
punkte

Mit Blick auf den angestrebten Strukturwandel im Saarland
sind sich Landesregierung und Hochschule darin einigr är
besonders leistungsfähige Fachrichtungen der Universität
Saarbrücken anknüpfend und auf sie hin orientiert, selb-
ständige Forschungseinrichtungen, die der Universität ange-
gliedert sind, einzurichten und rechtlich, organisatorisch
und personell eng mit der Universität zu verzahnen. Gemein-
same Berufungen, die Verzahnung von Aufgaben zwischen au-

Beruniversitärem Forschungsinstitut und Universität sowie
gemeinsame Nutzung der Einrichtungen sollen die Vorteile
privater Rechtsformen für die Zusammenarbeit zwischen Wis-
senschaft und Wirtschaft sicherstellen. Dies ist nach An-
sicht des Landes mit dem Institut für Neue Materialien, bei
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dem die Universität inzwischen Mehrheitsgesellschafter
wurde, erfolgreich umgesetzt worden.a)

Auf der Grundlage der Empfehlungen der Sachverständigenkom-
mission wurden gröpere interdiszJ-p1inäre Forschungsschwer-
punkte in Kooperation zwischen universitären und auperuni-
versitären Einrichtungen insbesondere auf den folgenden
Gebieten eingerichtet und aufgebaut:

Informatik, Informations- und Kommunikationstechnologie;
Elektrotechnik, insbesondere Mikroel-ektrotechnik;

- I,ledizintechnik einschließIich Mikrosystemtechnik;
Produktions technologien ;

- Material- und Festkörperforschung;
- Umweltforschung und Umwelttechnologie.

Zugleich wurden gröBere, meist interdisziplinäre Arbeits-
bereiche, die in fachlicher Korrespondenz zu den o.g.
Schwerpunkten stehen, etwa in den Bereichen Computerorien-
tierte Sprachforschung und Kognitionswissenschaft gebildet
und systematisch gefördert.

Die Bildung von Forschungsschwerpunkten wurde begleitet und

verstärkt durch den Ausbau bestehender und Aufbau neuer

inner- und auperuniversitärer Forschungs- und Entwicklungs-
einrichtungen:

Fraunhofer-Institut für Zerstörungsfreie Prüfverfahren
(L972);

1) Zum Institut für Neue Ivlaterialien wird eine andere Ar-
beitsgruppe des Ttissenschaftsrates gesondert Stellung
nehmen.
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fnstitut für Wirtschaftsinformatik an der Universität des

Saarlandes (L979) i
Institut der Gesellschaft zur Förderung der Angewandten
Informationsforschung e.V. an der Universität des

Saarlandes (l-984 ) ;
fnstitut für Neue Materialien GmbH (l-987);
Deutsche Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz
GmbH mit Arbeitsstell-en in Saarbrücken und in Kaisers-
lautern (1988);
Institut für Umweltkompatible ProzeBtechnik (1989) ;
Zentrum für Umweltforschung der Universität des Saar-
Iandes ( 1989 );
Internationales Begegnungs- und Forschungszentrum für
Informatik, Schlop Dagstuhl GmbH (1990);
Max-P1anck-Institut für Informatik ( l-991- ) ;
Fraunhofer-Institut für Biomedizinische Technik (1991-) .

Das Land betont, dap sich diese Forschungs- und Entwick-
lungseinrichtungen bereits befruchtend gerade auch auf die
weitere Entwicklung der Universität und die Heranbildung
qualif izierten wissenschaftlichen Personals ausgewirkt
hätten, obwohl eine Reihe von ihnen ihren Endausbaustand
noch nicht erreicht haben. Das Land strebt weiterhin einen
schrittweisen Ausbau z! ihrer KonsoLidierung an.

3. Stärkung des europäischen Aspektes in Forschung und
Lehre

Wie alle Hochschulen des Saarlandes füh1t sich die Univer-
sität in Saarbrücken aufgrund ihrer Tradition, geographi-
schen Lage und der Geschichte des Saarlandes der euro-
päischen Zusammenarbeit in besonderem Mape verpflichtet.
Dies schlägt sich nach Angaben der Hochschule u.a. in in-
ternational und europäisch ausgerichteten Studiengängen
nieder. Insbesondere ist das bereits l-951 gegründete Euro-
pa-Institut mit der rechts- und wirtschaftswissenschaftli-
chen Abteilung hervorzuheben.
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Das Europainstitut solI zu einem interdisziplinären Zentrum
für europäische Integration und Zusammenarbeit ausgebaut
werden. Hierzu liegen vorläufige Konzepte vor, die weiterer
Konkretisierung zu einem Projektvorschlag bedürfen. Ent-
sprechendes gilt für die auch deutschen Studierenden inte-
griert zugängliche Ausbildung im französischen Recht. Ein
neuer Aufbaustudiengang für ausländische Juristen befindet
sich i-n Planung, die allgemeine Problematik einer Europäi-
sierung der Rechtswissenschaft wird diskutiert. Darüber
hinaus bietet der Bereich Rechtswissenschaft verschiedene
Austauschprogramme im europäischen Raum an, darunter ein
integriertes Drei-Länder-studienprogramm der Universitäten
Lille II, Warwick und Saarbrücken. Ergänzt werden soll das
Programm durch die Anbindung von Einrichtungen der ge-
schichtlichen und philosophischen Grundlagen des Rechts und
europabezogener EDV-Forschungsaktivitäten und Datenbanken
sowie nicht zuletzt von Sprachkursen.

An der Sektion Rechtswissenschaft wird der Aufbaustudien-
gang Europäische rntegration durchgeführt (Zertifikat/Magi-
ster). Die Sektion Wirtschaftswissenschaft bietet seit dem

Wintersemester L990/91 den Aufbaustudiengang Europäische
ttirtschaft ( Zertifikat/Magister, jeweils in Studienrichtung
VWL und BV[L) an.

Ferner hat die Universität ein Zentrum Europa und Dritte
Welt errichtet, das primär der Kommunikations-, Informa-
tions- und Sprachforschutrg, der kulturellen Information,
der Erforschung von sozioökonomischen Problemen, Umweltpro-
blemen und ökotechnischen Problemlösungen, der medizini-
schen Versorgung und Hilfe, der Untersuchung von Politik-
und Rechtsproblemen sowie der Suche nach Lösungen für Tech-
nologieprobleme dient.

Das Land unterstreicht, daß die Angewandten Sprachwissen-
schaften unter Einbeziehunq der Fachrichtung Übersetzen und
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Dolmetschen weiter ausgebaut werden sollenr üß für Hörer

aller Fakultäten ein breitgefächertes und leistungsfähiges
Fremdsprachenangebot bereitzustellen. Im Rahmen eines von

der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung unterstützten l"lodellversuchs werden Mög-

lichkeiten der Sprachdatenverarbeitung untersucht und in
die Curricul-a integriert.. Im Rahmen eines weiteren bean-

tragten lvlodell,versuchs sollen neue t'Iege der Fachfremdspra-
chenvermittlung in Aus- und Weiterbildung unter Nutzung

moderner Technologien beschritten und erprobt werden. Nach

Ansicht des Landes soIl die Fremdsprachenqualifizierung ein
besonderes Charakteristikum der Universität des Saarlandes

werden. So ist auch ein neues, im Rahmen eines Modellver-
suchs gefördertes Curriculum Interkulturelle Kommunikation

z1r sehen, mit dem eine breite berufliche Qualifizierung
europäischer Führungskräfte erreicht und die Voraussetzun-
gen für eine erfolgreiche Berufsausübung im Ausland verbes-
sert werden soIIen.

Der Verbesserung der fremdsprachlichen Kompetenz soll ein
geplantes Sprachenzentrum dienen. Auf diese Vteise sollen
die vorhandenen Sprachlehr- und -lernangebote für Hörer

all-er Fakultäten gebündelt werden. Die Hochschule ver-
spricht sich davon einen Slmergie-Effekt (2.8. durch gegen-

seitige Unterstützung bei der Nutzung von Medien und moder-

ner Technologie), einen Spar-Effekt (2.8. durch koordinier-
ten Einsatz von technischen und räumLichen Ressourcen) I

einen Innovations-Effekt (2.8. durch gemeinsames Planen und

Handeln bei Einführunll neuer Programme und Geräte) und

einen Transfer-Effekt (2.8. durch gemeinsame Durchführung
von Bedarfs- und Bedürfniserhebungen und deren Analysen).

Die Hochschule erwägt, mit weiteren öffentlichen Trägern im

Saarland einen Verbund einzugehen, um zusätzliche Synergie-
effekte zu erzielen, wie etwa mit Blick auf Training on the
job. Der "Sprachenrat Saar", dem die Kammern, die Landesre-
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gierung, der DGB, die Vereinigung der Unternehmensverbände,
der Landesverband der Vol-kshochschulen, die Hochschule für
Technik und Wirtschaft und die Universität angehören, wäre

ein Gremium, das die Schaffung eines solchen Sprachenver-
bundes Saar unterstützen und begleiten könnte.

4. Bauliche Entwicklung der Universität des Saarlandes

Die Bausubstanz der Universität in Saarbrücken ist zu einem

gropen Teil durch Altbauten geprägt, die in ihrer Substanz
ungenügend sind und den Anforderungen moderner I'Iissenschaft
nur in Teilbereichen entsprechen. Dies trifft zum TeiI auch

auf Bauten ztr die in den 60er und 70er Jahren errichtet
wurden und dringend einer Sanierung bedürfen.

Das Land hatte im Herbst 19BB die Hochschul-Informations-
System GmbH (HIS) um Erstellung eines Gutachtens über die
Analyse des baulichen Gesamtzustandes der Universität des

Saarlandes und der denkbaren zukünftigen flächenmäpigen und

baulichen Entwicklungsmöglichkeiten der Universität gebe-

ten; dazu sollte ein Konzept für die gesamte universitäre
Entwicklung wie auch für die Verbesserun§l der Unterbrin-
gungsverhäLtnisse einzelner Einrichtungen vorgelegt werden.

Das Gutachten, das im Juni 1990 fertiggestellt wurde,

formuliert auf der Basis von Analysedaten eine Reihe von

Planzielen. Einige empfohl-ene bauliche Veränderungsmapnah-

men sind inzwischen bereits umgesetzt oder zumindest einge-
leitet \^/orden, wie etwa die folgenden vier Neubaumapnahmen:

Erweiterungsbau Informatik (in Verbindung mit einem Neu-

bau für das Max-Planck-Institut für Informatik),
Erweiterungsbau Werkstof fwi s sens chaf t,
Erweiterungsbau für das Sportwissenschaftliche Institut,
"Sprachenzentrum", das zunäChst für das Max-P1anck-Insti-
tut genutzt wird.
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Über diese MaBnahmen und Vorhaben hinaus ist bereits eine
Reihe der im HlS-Gutachten vorgeschlagenen Verlagerungen
innerhalb der vorhandenen Gebäudesubstanz mit Durchführung
der dafür erforderlichen Umbaumapnahmen vollzogen worden,
wie die Konzentration der Biologie und Elektrotechnik. Eine
gemeinsame Arbeitsgruppe zwischen Wissenschaftsministerium
und Universität prüft derzeit weitere Möglichkeiten, im
Zuge einer Raumneuverteilung die vorhandenen Gebäudenutz-
flächen intensiver zu nutzen. Dabei sollen fachlich zusam-

mengehörige V'Iissenschafts- und Wissenschaftsteilbereiche
räumlich zusammengeführt werden.

Das Land weist darauf hin, dap von den im HlS-Gutachten
genannten Neubauvorhaben die Universität den Neubau eines
Europaeums präferiert, in dem die europabezogenen Wissen-
schaftsgebiete der Fachbereiche Rechts- und Wirtschaft,swis-
senschaften zusafirmengeführt werden so11en. Es hebt darüber
hinaus hervor, daß die konzeptionellen Vorstellungen der
Universität vom Ministerium für Wissenschaft und Kultur
hinsichtlich der Einrichtung eines Europaeums geteilt wer-
den, nicht jedoch die Ansicht der Notwendigkeit eines Neu-
baus. Aus diesem Grund prüft das Land, ob die für den Aus-
bau und die Konzentration des Europaschwerpunktes benötig-
ten Flächen durch Verlagerung und Konzentration anderer
Fachbereiche auf dem Campus in den vorhandenen Gebäuden

verfügbar gemacht werden können.

Das Land beabsichtigt darüber hinaus, Neubauten für das
Zentrum für Innovative Produktion (ZlP) a1s universitärer
Schwerpunkt sowie für das Institut für Umweltkompatible
Prozeptechnik (UPT), das bisher als fnstitut für Indu-
strielle Reststoff- und Abfallwirtschaft ( IRA) geführt
wurde t zs erstellen.
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Die Bauplanung für das Zentrum für Innovative Produktion
wurde mit der vorliegenden Haushaltsunterlage Bau bereits
abgeschlossen. Die lulapnahme ist in die Nachmeldung zum 2L.

Rahmenplan mit geschätzten Kosten in Höhe von 18 MilIionen
DI"I aufgenommen worden. Nach den vorliegenden Plänen soll-
das Gebäude auf dem Gel-ände des Saarbrücker Innovations-
und Technologiezentrums (SITZ) errichtet werden, um so die
erwünschte enge Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und

Vtirtschaft auf diesem Gebiet auch in räumlicher Hinsicht z1r

fördern.

Die Planungen über NeubaumaBnahmen für das Institut für
Umweltkompatible ProzeBtechnik befinden sich im Anfangs-
stadium. Die Bauplanung bezieht sich auf zwei Standorte,
von denen einer in Völklingen, der andere auf dem Saarbrük-
ker Universitätscampus liegen sol-l.

Aufgrund seiner finanzpolitischen Situation sieht sich das

Land gezwungen, die im Rahmen des weiteren Ausbaus der
bereits dargelegten Forschungs- und Ausbildungsschwerpunkte
der Universität erforderlichen Baumapnahmen auf das hierfür
notwendige Mindestmap zu beschränken. Darüber hinausgehende
Vorstellungen zur baulichen und verkehrsmäpigen Struktu-
rierung des Universitätscampus - wie sie in der HIS-Studie
dargelegt sind seien in naher Zukunft nicht realisierbar.
Die laufenden und vorgesehenen Baumapnahmen dienen primär
der Erweiterung der Forschungskapazität und der Verbesse-
rung der vorhandenen Bausubstarlz. MaBnahmen, die zu einer
wesentlichen Erweiterung der Studienplatzkapazität führen
würden, sind aufgrund der angespannten Haushaltslage und

des im wesentlichen erreichten Ausbauziels für das Saarland
grundsätzlich nicht vorgesehen.
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ffl. Strukturelle und personelle Entwicklungsplanung inner-
halb der Faku1täten und Fachbereiche der Universität
des Saarlandes

l-. Rechts- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät

Die Rechts- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät glie-
dert sich in die Fachbereiche:

FB l- - Rechtswissenschaft (27 C4-Professuren, 1- C3-
Professur )

FB 2 - Wirtschaftswissenschaft (22 C4-Professuren).

Die Entwicklungskonzeption für die Rechts- und Wirtschafts-
wissenschaftliche Fakultät stellt die Absicht in den Vor-
dergrund, die vorhandenen europäisch orientierten Potentia-
l-e zu stärken. Der Bereich Europäische Integration und Aus-
richtung soll ausgebaut werden. Ferner strebt das Land eine
ähnliche Ausrichtung in den Bereichen Finanzwissenschaft
sowie Finanz- und Steuerrecht an. Innerhalb des Fachbe-
reichs Rechtswissenschaft soll- der Studiengang, der zum

Lizentiat des Rechts führt, eingestellt werden, da er nach
Angaben der Hochschule a1s Auffangbecken für Studierende
benutzt wurde, die an anderen Hochschulen die juristische
AbschluBprüfung nicht bestanden haben.

Mit Blick auf die europäische Integration so1l im Grundstu-
dium der Rechtswissenschaft ein Schwerpunkt eingerichtet
werden, der das für alIe europäischen Juristen grundlegen-
de, die Grenzen der nationalstaatlichen Ordnungen über-
schreitende "Ius coflrmune" beinhaltet. Neben der !,Ieiterfüh-
rung und Einrichtung von Aufbaustudiengängen und Austausch-
programmen sol-I bereits im Grundstudium die Internationali-
sierung der Rechts- und l,Iirtschaftsbeziehungen vorangetrie-
ben werden. In diesem Rahmen so1Ien insbesondere die Fremd-
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sprachenkompetenz gefördert und die Rechtsinformatik mit
dem Ziel verstärkt werden, Studierende mit den technischen
Möglichkeiten der EDV für Studium, Rechtswissenschaft und

Rechtspraxis vertraut zu machen.

Den Fachbereich Wirtschaftswissenschaft will das Land neben

seinen Aufgaben in Forschung und Lehre als europäisches
Dienstleistungszentrum im Bereich Wirtschaft, Finanzen und

Steuern stärken. Neben dem zum Wintersemester L990/9L be-
gonnenen Aufbaustudiengang "Europäische Wirtschaft" soIlen
gemeinsam mit den betroffenen Fachrichtungen und Professo-
ren der Technischen Fakultät die Voraussetzungen für die
Einrichtung der Studiengänge Wirtschaftsinformatik und

Wirtschaftsingenieurwesen mit dem ZieI geschaffen werden,
von Saarbrücken aus eine anwendungsnahe Ausrichtung im

Bereich der Datenverarbeitung sowohl in technische aIs auch

in kaufmännische Disziplinen durch eigenständige Studien-
gänge zu unterstützen.

Die derzeit über das Bund-Länder-Prograntm I befristet fi-
nanzierten Professuren in Wirtschaftsinformatik, BWL-Außen-

handel-Controlling-Finanzwirtschaft sollen auf Dauer erhal-
ten bleiben.

2. Philosophische Fakultät

Die Philosophische Fakultät gliedert sich in die
Fachbereiche:

FB 5 - Grundlagen- und Geschichtswissenschaften ( 13 C4-,
8 C3-Professuren)

FB 6 - Sozial- und Umweltwissenschaften (15 C4-, I C3-

Professuren )
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FB 7 - Kunst- und Altertumswissenschaften (10 C4-, 6 C3-

Professuren )

FB8
c4-,

Neuere Sprach- und Literaturwissenschaften (24

C3-Professuren ) .

Die Philosophische Fakultät stellt innerhalb der Universi-
tät den gröpten Professorenanteil. Allerdings sind eine
Reihe von Fächern nur jeweils mit einer Professur ausge-
stattet. Sie bietet 34 Studiengänge und eine Vielzahl von
Fachrichtungen an. Das Land zieht strukturelle Veränderun-
gen innerhalb dieser Fakultät in Betracht, will anderer-
seits aber dem vom Philosophischen Fakultätentag formulier-
ten Gebot der Vielfalt Rechnung tragen.

Die Sprach- und Kulturwissenschaften sollen weiterhin Kern-
bestandteil der Faku1tät bleiben und eine Brückenfunktion
zu den Ingenieurwissenschaften erfüI1en. Die interdiszipli-
när angelegte Kognitionswissenschaft, die kognitive Psycho-
1ogie, Linguistik, Sprachphilosophie und Angewandte Sprach-
wissenschaft einbezieht, bildet einen besonderen Schwer-
punkt, für den die DFG mit Beginn des Jahres L992 ein Gra-
duiertenkolleg bewilligt hat.

Innerhalb der Philosophischen Fakultät erwägt das Land die
Bildung eines Europäischen Fremdsprachenzentrums und die
Zusammenfassung a11er geo- und umweltwissenschaftl-ichen
Forschungsbereiche dieser Fakultät und ihre Eingliederung
in die Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakultät.

In quantitativer Hinsicht soll innerhalb der Philosophi-
schen Fakultät eine begrenzte Reduzierung der Planstellen-
zahl, verbunden mit dem Abbau von kleineren, wenig nachge-
fragten Studiengängen, geprüft werden. Mit Bl-ick auf die
Lehrerausbildung will- das Land Kooperationsmöglichkeiten
mit anderen Hochschulen intensiver al-s bisher nutzen, wie

6
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z.B. bei dem Studiengang
tige Gestalt gegenwärtig
sität und der Hochschule
werden.

Kunsterziehung, über dessen künf-
Verhandlungen zwischen der Univer-
für Bildende Künste Saar geführt

Die Schwerpunkte der Philosophie solLen konzentriert werden

und künftig auf den Gebieten Praktische Ethik, insbesondere
Technologiefolgen-Abschätzung, Wissenschaftstheorie und

Formale Logik sowie Geschichte der Philosophie, liegen. Mit
dem Bereich Praktische Ethik wollte das Land komplementär

zum Ausbau der Ingenieurwissenschaften eine kritische Re-

fl,exion der Technologiefolgen stärken.

Das Land betont seine Übereinstimmung mit der Universität
darin, dap es im Bereich der Geschichte zu einer zahLen-

mäpigen Verringerung der Professuren kommen sollte. Einig-
keit besteht auch darin, dap die Personalkapazität im Fach

Soziologie reduziert werden soll-.

Die Schwerpunktptanung im Fach Psychologie hat in Betracht
zlJ ziehen, daF der Bereich Kognitive Psychologie im engen

Verbund mit den Disziplinen der Sprachwissenschaft, der
Sprachphilosophie sowie der Computerlinguistik und der
Künstlichen Intelligenz steht.

Das Fach Orientalistik sollte einschließ1ich des I'lagister-
studiengangs in Übereinstimmung mit den Planungen der Uni-
versität aufgegeben werden. Aus Sicht des Landes spricht
hierfür auch, daß ohnehin die neuzeitlichen Komponenten des

Studiengangs in der Orientalistik nicht abgedeckt werden

können. Geprüft werden soll, ob eine Zusammenarbeit des

vorhandenen Fachpersonals in der Orientalistik mit dem

Fremdsprachenzentrum hinsichtlich der Vermittlung von Mo-

dernem Arabisch möglich ist.
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Ein bei der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und

Forschungsförderung beantragter Modellversuch Europäische
Sprachen in Hochschule und t'Ieiterbildung hat zum ZieL, ein
überregional ausstrahlendes fächerspezifisches Fremdspra-
chenangebot für Hörer aIler Studienrichtungen und für die
fremdsprachliche Zusatzqualifikation für Berufstätige unter
Einsatz moderner Sprachdatenverarbeitung zv schaffen. Ange-
sichts der Gröpe des Fachbereichs soI1 eine eventuelle
Teilung geprüft werden. Ein eigener Fachbereich Sprach- und

Informationswissenschaft würde nach Ansicht des Landes

diesem Bereich eine interessante Perspektive für die künf-
tige Entwicklung und Schwerpunktbildung verleihen.

Die Fachrichtung Allgemeine Linguistik und Phonetik steht
strukturell- und forschungsmäpig in engem Zusammenhang mit
dem Bereich Informatik-Künstliche Intelligenz und der Ent-
wicklung des Deutschen Forschungszentrums für Künstliche
Intelligerlz. Ein eigener Studiengang Computerlinguistik
wurde inzwischen eingerichtet. Das Land erwägt, diese Fach-
richtung mit der Angewandten Sprach- und Informationswis-
senschaf t zusammenzuführen .

3 . Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakul-tät

Die Mathematisch-Naturwissenschaftliche Faku1tät gliedert
sich in die Fachbereiche:

FB 9 - Ivlathematik
FB 10 Physik ( B

FB 11 Chemie (5
FB L2 Pharmazie
Professuren )

FB f3 Biologie

(9 C4-, 6 C3-Professuren)
C4-, 5 C3-Professuren)
C4-, B C3-Professuren)
und Biologische Chemie (5 C4-, 4 C3-

(5 C4-, 5 C3-Professuren).

Im Rahmen des Ausbaus technol-ogieorientierter Schwerpunkte
an der Universität in Saarbrücken kommt der Mathematisch-
Naturwissenschaftlichen Fakultät groBe Bedeutung zv. Die
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Synergie und gegenseitige Durchdringung der naturwissen-
schaftlichen Grundlagenfächer und der ingenieurwissen-
schaftlichen Fächer sind unerläpliche Voraussetzung für
eine erfolgreiche Weiterentwicklung des begonnenen Ausbaus

technologieorientierter Forschungs-, Entwicklungs- und

Ausbildungsschwerpunkte an der Universität.

In quantitativer Hinsicht bestehen nach Ansicht des Landes

innerhalb der Faku1tät zum Teil- deutliche Defizite. Daher

ergebe sich ein begrenzter Ausbaubedarf in jenen Diszipli-
nen, die die Grundlagen in Forschung und Lehre für die
Technische Fakultät bereitstellen aIs Voraussetzung für die
empfohlene Stärkung und Ergänzung ausgewählter Hochtechno-

logiebereiche. Bedarf sei vor all-em in folgenden Bereichen
festzustellen:

- Mathematik: im Rahmen des Aufbaus des Instituts für Com-

puter-Algebra und im Bereich der Numerik,

- Physiks \,ceitere Grundlagenprofessuren zur Stützung des

Schwerpunktfeldes Materialforschung/lrtikroelektronik in
interdisziplinärer Zusammenarbeit mit der Technischen

Fakultät,
- Chemie: im Bereich Technische Chemie (ohne zwingende

Personalauf stockung ),
Biologie: im biotechnologisch orientierten Ausbildungsbe-
reich

Der Schwerpunkt Umweltkompatible Prozesse sol-l-te als inter-
disziplinärer Forschungsbereich in enger Kooperation 2u

anderen umweltrelevanten Fachgebieten angemessen ausgebaut

und ausgestattet werden.

Die bislang im Fachbereich Pharmazie und Biologische Chemie

angesiedelte Biochemie könnte künftig dem Fachbereich Che-

mie oder dem Fachbereich Biologie zugeordnet werden. Zwei

demnächst vakant werdende Professuren für Angewandte Geo-
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chemie könnten in einem neuzugründenden Fachbereich Umwelt-
wissenschaften konzentiert werden. Entsprechendes beträfe
die neuauszurichtende Professur für Haushalts- und Ernäh-
rungswissenschaft .

Mit Blick auf die Anforderungen von Lehre und Studium be-
findet sich die Personalausstattung in der Mathematik nach
Auffassung des Landes unterhalb der kritischen Masse. Dies
gelte um so mehr, \^renn die gewachsenen und weiter zu ent-
wickelnden Forschungsschwerpunkte hinreichend abgesichert
werden sollen. Bei der Neubesetzung freiwerdender Professu-
ren soll auf eine spezj-fische Forschungsausrichtung in
Korrespondenz zu den Schwerpunkten der Technischen Fakultät
und auBeruniversitären Einrichtungen geachtet werden. In
diesem Zusammenhang wird die Gründung eines Instituts für
Computer-Algebra in Zusammenarbeit mit der Universität
Kaiserslautern vorbereitet .

Dem Fachbereich Physik kommt im Rahmen des erweiterten
Materialforschungsschwerpunktes Feste Materie mit struktur-
und anwendungsbezogenen Forschungsrichtungen eine zentrale
Bedeutung in dem Beziehungsgeflecht zwischen der Mathema-
tisch-Naturwissenschaftl-ichen Faku1tät, der Technischen
Fakultät und den auBeruniversitären Forschungseinrichtungen
(Fraunhofer-Institut für zerstörungsfreie Prüfverfahren und
Institut für Neue Material-ien) zu. Die Personalkapazität
des Fachbereichs, dem neben dem eigenen Studiengang zahl-
reiche Dienstleistungen für Grundlagen- und Nebenfachaus-
birdung in nahezu allen natur- und ingenieurwissenschaftli-
chen Bereichen obliegen, bewegt sich nach Ansicht des Lan-
des im unterkritischen Bereich und bedarf eines begrenzten
Ausbaus.

Die Forschungs- und Technologiekommission hat bereits auf
bestehende Defizite in der Physik hingewiesen und einen
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entsprechenden Ausbau um mindestens vier Professorenstel-Ien
empfohlen. zwischenzeitlich ist eine weitere professur im
Bereich Nukleare Festkörperphysik neu eingerichtet und be-
setzt worden. Entsprechendes gilt für eine weitere profes-
sur für Experimentalphysik. rm Rahmen des Ausbaus des Fach-
bereichs solr eine stärkere Koordination der insgesamt z:ur
verfügung stehenden Ressourcen der universität sowie der
auperuniversitären Einrichtungen angestrebt werden.

Bei Freiwerden von Pl-ansterlen in der chemie solren diese
zur stärkung des interdisziplinären Beziehungsgefl-echts
genutzt werden. Dabei kann sich im Zusammenhang mit der
Entwicklung der auBeruniversitären Forschungseinrichtungen
ein Ausbaubedarf ergeben.

Das Land teilt mit, dap ein gemeinsamer trinationaler,
chemieverfahrenstechnischer studiengang mit dem rnstitut
Nationale Polytechnique de Lorraine in Nancy und der Uni-
versität Barcelona vereinbart worden ist. rn den Bereichen
Organische Chemie und Physikalische Chemie hätt das Land
eine Reduktion der bisherigen planstellen zugunsten der
neuen Schwerpunkte für denkbar.

rm Fachbereich Pharmazie und Biologische chemie sollen nach
Ansicht des Landes drei Professuren (Angewandte Geochemie,
ökotrophologie) mit Blick auf die Belange der Geo- und
Umweltwissenschaften neu gewidmet und zugeordnet werden.

Im Fachbereich Biologie sol-I neben der bereits ausgewiese-
nen Professur für Molekulare Biologie eine weitere profes-
sur dem Bereich Zellbiologie gewidmet werden. Mittelfristig
wäre zu prüfen, ob künftig weiterhin zwei Professuren im
Bereich Genetik benötigt werden.
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Das Land häIt eine Prüfung für sinnvolL, ob die mehr natur-
wissenschaftlich orientierte Bio-Geographie zusammen mit
einer naturwissenschaftlich zu orientierenden Geographie

strukturell künftig der Mathematisch-Naturwissenschaftli-
chen Fakultät zuzuordnen ist. Es vertritt die Ansicht, daß

beide Entwicklungen die Einrichtung eines neuen Fachberei-
ches Geowissenschaften in dieser Fakultät nahelegen.

4. Technische Fakultät

Die Technische Fakultät gliedert sich in die Fachbereiche:

FB L4 Informatik (10 C4-, 3 C3-Professuren)
FB 15 - Werkstoffwissenschaften und Fertigungstechnik
(10 C4-, 3 C3-Professuren)
FB 16 Elektrotechnik (8 C4-, 2 C3-Professuren).

Aus Sicht des Landes war die Neuerrichtung einer Techni-
schen Fakultät mit Wirkung vom 1. Oktober 1990 eine konse-
quente strukturelle Entscheidung, die der kontinuierliche
Ausbau der Ingenieurwissenschaften in den vorausgehenden

Jahren nahegeJ-egt hatte. Darüber hinaus wurde sie von der
Sachverständigenkommission für Forschung und Technologie im

Saarland als dringliche Mapnahme zur Unterstützung der
technol-ogischen Entwicklung im Saarland empf ohl-en. Um den

Empfehlungen der Kommission Rechnung zu tragen, ist nach

Angaben des Landes ein weiterer, wenn auch vorerst begrenz-
ter Ausbau der drei Fachrichtungen der Fakultät vorzusehen.

Der Fachbereich Informatik, der derzeit zu den leistungsfä-
higsten und international angesehensten Fachbereichen der
Universität in Saarbrücken zählt, beteiligt sich an folgen-
den überregional- bedeutenden Forschungsaktivitäten und For-
schungseinrichtungen innerhalb und auperhalb der Universi-
rär:
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SFB L24 "VlSl-Entwurfsmethoden und parallelität",
SFB 314 "Künstliche Intel1igenz,, ,

Max-P1anck-Institut für Informatik,
rnternationares Begegnungs- und Forschungszentrum für
Informatik Schlop Dagstuhl GmbH,

Deutsches Forschungszentrum für Künstriche rntelligenz
GmbH Kaisers l-autern/Saarbrücken .

Ferner wurde - wie erwähnt - ein Graduiertenkolreg "rnfor-
matik" eingerichtet.

Der Fachbereich so11 mittelfristig in einigen Arbeitsberei-
chen erweitert werden und sich an den schwerpunkten des
Max-Planck-rnstituts und des Deutschen Forschungszentrums
für Künstliche Intelligenz orientieren.

rm Rahmen dieses Ausbaukonzepts kommt der Mikroelektronik
eine eigenständige Bedeutung zv. Die Kommission hat Ausbau-
empfehlungen sowohl für den Fachbereich rnformatik ars auch
für den Fachbereich Elektrotechnik - die Mikroelektronik
ist fachlich auf der Grenze zwischen beiden Bereichen ange-
siedel-t - unterbreitet. Angesichts der begrenzten finan-
ziellen Mittel- will das Land zunächst eine Stärkung im
Bereich des Mittelbaus erreichen.

Der Fachbereich tterkstoffwissenschaften und Fertigungstech-
nik bildet den universitären Kernbestandteil des übergeord-
neten Forschungs- und Entwicklungsschwerpunktes Material-
forschung. Er wird kooperativ ergänzt durch die auBeruni-
versitären Einrichtungen Fraunhofer-fnstitut für Zerstö-
rungsfreie Prüfverfahren und Institut für Neue Materialien.

Der neu entwickelte produktionstechnologische Bereich wird
durch die Fachrichtungen Konstruktionstechnik (CAD) und
Fertigungstechnik (CAI,I) mit eigenem Studiengang vertreten,
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an dem auch der Fachbereich Elektrotechnik über die Fach-

richtung ProzeBautomatisierung beteiligt ist.

Unter Einbindung der Wirtschaftsinformatik findet ein in-
stitutioneller Zusammenschlup dieser beiden Fachrichtungen,
gqf . auch der Mikroel-ektronik, im Rahmen des im Aufbau

befindlichen Zentrums für Innovative Produktion statt, das

bereits als Arbeitsstelle innerhalb der Universität be-

steht

Die Arbeitsbereiche der insgesamt sieben Fachrichtungen
so11en auch künftig in Korrespondenz und fachlicher Ergän-

zung zum weiteren Auf- und Ausbau der auBeruniversitären
Forschungseinrichtungen stehen und umgekehrt, worauf bei
der Wiederbesetzung freiwerdender Planstellen zu achten
ist. Mittelfristig soIl zunächst eine zusätzliche Professur
mit angemessener Ausstattung. nach MaBgabe der Empfehlungen

der Sachverständigenkommission vorgesehen werden.

Den Kern des Fachbereichs Elektrotechnik bildet die in den

7Oer Jahren gegründete Fachrichtung Elektrotechnik, die mit
neun Professuren ausgestattet ist. Eine zehnte Professur
für Mikrosystemtechnik (Stiftungsprofessur) steht zur Ver-
fügung. Sie sol-1 im Zuge der KonsoLidierung des im Aufbau

befindlichen FuE-schwerpunktes Ivlikrosystemtechnik in Koope-

ration mit dem Fraunhofer-Institut für Biomedizinische
Technik und der saarländischen Wirtschaft besetzt werden.

Das Land beabsichtigt den Ausbau der Elektrotechnik vor
allem in den Bereichen Grundlagengebiete der Elektrotech-
nik; Optische Übertragungssysteme, Nachrichtensysteme und

Antriebssysteme. Hierfür soll mittelfristig zunächst eine
Professur zusätzlich zur Verfügung gestellt werden.
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Ferner solI in Anlehnung an die Empfehlungen der Kommission

und in Korrespondenz zu den EuE-Aktivitäten der saarländi-
schen Wirtschaft ein ergänzender Aufbau auf dem Gebiet

neuer Energiesysteme, insbesondere zur Technik regenerati-
ver Energien, der rationeLlen Energiever\^Tendung und Ener-

gieeinsparung, in Betracht gezogen werden. seitens der

saarländischen Energieversorgungsunternehmen wurden hierfür
komplementäre l,litte1 bereitgestell-t .

Das Land sieht in der Medizintechnik ein Spezialgebiet mit
hohem Innovationspotential innerhalb der Elektrotechnik.
Zwar ist die Professur für Medizintechnik, deren Inhaber

zugleich Leiter des Fraunhofer-Instituts für Biomedizini-
sche Technik ist, im Fachbereich Klinische Medizin angesie-

delt, doch besteht fachtich ein enger Zusammenhang zur

Elektrotechnik. Aus diesem Grunde ist es mögIich, Teile des

geplanten Ausbaus der Elektrotechnik, insbesondere die
Ivlikrosensorik und die Ivlikrosystemtechnik, über entsprechen-

de Arbeitsgruppen im Fraunhofer-Institut aufzubauen.
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B. Stellungnahme

Das Saarl-and hat seit seinem Beitritt zur Bundesrepublik
Deutschland unter oft schwierigen Bedingungen ein differen-
ziertes Hochschulsystem aufgebaut, das in jüngster Zeit
durch eine Reihe auBeruniversitärer Forschungseinrichtungen
ergänzt und unterstützt wird. Dabei hat sich das Land im
Rahmen der überregionalen Forschungsförderung nach Art.91b
Grundgesetz über viele Jahre an der Länderfinanzierung nach
dem Königsteiner Schlüsse1 für auperuniversitäre For-
schungseinrichtungen beteiligt, ohne selbst zunächst über
solche Einrichtungen zu verfügen.

Hochschulen sind ein bedeutender Bestandteil der öffentli-
chen Infrastruktur eines Landes. Mit ihrem Forschungs- und
Ausbildungsauftrag kommen sie sowohl dem I''Iunsch der BevöI-
kerung nach Bildung und berufsbefähigender Ausbildung als
auch dem Bedarf der Wirtschaft und Verwaltung an qualifi-
zierten Hochschulabsolventen und an der Bereitstellung
neuer Forschungsergebnisse a1s Voraussetzung für die Ent-
wicklung neuer Prozesse und Produkte nach. Durch die Fort-
entwicklung des Wissens und dessen Vermittlung auch im
Rahmen der Fort- und Weiterbildung bilden die Hochschulen
einen bedeutsamen Faktor nicht nur für die wirtschaftliche
Entwicklung eines Landes, sondern auch für die Weiterent-
wicklung von Kultur und Gesellschaft. Auf vielfältige Weise
tragen sie damit zur "Einheitlichkeit der LebensverhäItnis-
se im Bundesgebiet" bei, wie sie im Grundgesetz (Art.106,
Abs.4 Nr.3) gefordert wird. Dabei erfü11-en Fachhochschulen
und Universitäten differenzierte, jedoch grundsätzlich
gleichwertige Aufgaben.
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I. Ztr strukturellen Bedeutung der Universität für das Land

Für das Saarland stellt die Universität Saarbrücken ein
bedeutsames Innovationspotential dar, das über Wissen-

schafts- und Technologietransfer unmittelbare Wirkung für
die Entwicklung der Wirtschafts- und Sozialstruktur entfal-
ten kann. Das Stellenpotential- der Universität selbst ist
geeignet, erfahrene Wissenschaftler überregional anzuziehen
und zugleich Nachwuchswissenschaftler zumindest für einen
begrenzten Zeitraum ihrer wissenschaftlichen Arbeit im

Lande zu halten. Daneben erlauben die Studienkapazitäten
die Ausbildung etwa eines Fünftels eines Altersjahrgangs
für gehobene Berufstätigkeiten und Führungsaufgaben in
vielen Bereichen der Vtirtschaft und der Dienstleistungsein-
richtungen, so daB die Universität auch unter diesem Aspekt

einen regionalen Standortfaktor darstellt. V{enngleich der
Bedarf an qualifizierten Absolventen für die an der Hoch-

schule angesiedelten Fächer in unterschiedlichem Ausmap

ausgeprägt ist und konjunkturellen Schwankungen unterliegt,
würde ein zu enger Fächerzuschnitt die Bedeutung der Uni-
versität für eine gleichzeitige WeiterentwicklunlJ von Kul-
tur, Vtirtschaft und Gesellschaft beeinträchtigen. Die mit-
telständischen Betriebe des Landes, die kaum über eigene

Forschungs- und Entwicklungskapazitäten verfügen, messen

den ingenieurwissenschaftLichen Disziplinen mit ihren Rück-

bezügen sowohl auf die Naturwissenschaften al-s auch auf die
Geistes- und Sozialwissenschaften besonderes Gewicht bei
und fordern mit ihren Fragestellungen die anwendungsorien-

tierte Grundlagenforschung der Universität heraus. Nicht
zuletzt besitzen Investitionen für die Universj-tät, die im

Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau getätigt wer-

den, erhebliches Gewicht für die regionale Vtirtschaft.

Insgesamt gehen von einer Hochschule eine Reihe nachfrage-
steigernde Effekte und Beschäftigungswirkungen aus:
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- Bauausgaben (Neu- und Ausbau) r

Iauf ende Sachmittelausgaben,
Personalausgaben,

- Ausgaben der Studenten,
- Beschäftigungswirkungen durch ein verbessertes Arbeits-

platzangebot,
- Anziehungskraft für Folgeeinrichtungen wie wissenschaft-

liche Institute und Fertigungsbetriebe.

Unter sozial-- und bildungspoJ-itischem Aspekt tragen Hoch-
schulen

zur Erhöhung der Bildungsbeteiligung in der Region bei,
zur Bindung von Hochschulabsolventen an die Region,
z:ur Zuwanderung der Hochschulbevölkerung mit politischen,
kommunalpolitischen und kulturellen Folgeeffekten.

Zu den besonderen regionalen Leistungen der Hochschulen
zählen

spezifische, an den Erfordernissen der Region ausgerich-
tete Leistungen im Bereich Bildung, Ausbildung und
Weiterbildung,
Forschungsleistungen für die regionale ttirtschaft und
regionale Probl-emstell_ung€rl,
stimulierung regionalen Potentials durch rnnovation und
Technologietransfer,

- Vermehrung des kulturellen Angebots durch Stärkung der
Standortattraktivität,
Beratung und Dienstleistungen,
Infrastruktur insbesondere auch für freie Berufe.

Das Hochschulbauförderungsgesetz trägt der regionalen Be-
deutung von Hochschulen mit der grundsätzlichen Aufforde-
rung Rechnung, daß Bund und Länder bei der ErfüIlung der
Gemeinschaftsaufgabe auch darauf hinzuwirken haben, dap die
Grundsätze und Ziel-e der Raumordnung und Landesplanung
beachtet werden. (S2 Abs.5).
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Voraussetzung dafür, dap die Hochschule ihre vielseitige
Aufgabenstellung erfü11en und damit strukturpolitische
Wirkungen entfalten kann, ist die Bereitstellung einer aus-
reichenden personellen, apparativen und baul-ichen Grund-
ausstattung. Dies obliegt dem Land, das dabei für den inve-
stiven Bereich im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Hoch-
schulbau vom Bund unterstützt wird. Das Land hat sich in
der Vergangenheit im Rahmen seiner finanziellen Möglichkei-
ten bemüht, diesen Anforderungen zu entsprechen und zu-
gleich die Universität weiter zu entwickel-n.

Die dazu vom Land 1987 eingesetzte Sachverständigenkommis-
sion hat eine Reihe von Empfehlungen ausgesprochen, die
allerdings in der heutigen finanziel-len Situation des Lan-
des und der Hochschule nur noch begrenzt konkrete Hand-
lungsgrundlage sein können. Vielmehr sollten sie lediglich
aIs Orientierungshilfen dienen. Die auf dieser Grundlage
unter anderen Rahmenbedingungen entwickelten Planungen be-
dürfen der Überprüfung, weil sich die Möglichkeiten ihrer
ReaLisierung grundlegend verändert haben.

Der vom Bundesverfassungsgericht mit seiner Entscheidung
vom 27. Mai 1992 festgestellte Haushaltsnotstand zeigt an,
daß das Land bei der Wahrnehmung der ihm verfassungsrecht-
lich zukommenden Aufgaben finanziell erheblich beeinträch-
tigt ist. Die Bedeutung von Forschung und Lehre für die
Strukturentwicklung des Landes legt es deshalb nahe, daß

die Hochschulen aIs wesentlicher Bestandteil in das Sanie-
rungsprogramm aufgenommen werden, das das Bundesverfas-
sungsgericht zur Grundlage von Mapnahmen mit dem Ziel der
haushaltswirtschaftlichen Stabilisierung gemacht hat. a>

Das Bundesministerium für Bildung und tlissenschaft
weist für den Bund darauf hin, daß im Rahmen des Föde-
ralen Konsolidierungsprogramms (FKP) eine Teilentschul-
dung des Saarlandes vorgesehen ist.

1)
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II. Grundsätzliche Erwägungen zur Entwicklungsplanung

In dieser schwierigen Situation des Landes, die für die
Hochschule mit einem 108igen Abbau der Personalstellen über
zehn Jahre verbunden ist, müssen sich a1le Planungsüber1e-
gungen von Land und Hochschule an den Prinzipien der Kon-
zentration der Ressourcen, der Konsolidierung bestehender
Einrichtungen und Studienangebote und der Kooperation mit
den An-Instituten, der Fachhochschule für Technik und Wirt-
schaft sowie den Hochschulen in Rheinland-Pfa1z orientie-
ren.

Der Wissenschaftsrat begrüpt die ersten Initiativen, auf
Regierungs- und Hochschulebene mit dem Nachbarland eine
überregionale Abstimmung des Studienangebots einzuleiten,
in die auch bestehende und geplante Forschungsschwerpunkte
einbezogen werden sollten. In diesem Zusammenhang sollten
in begründeten FäIlen auch Kapazitätsverlagerungen und

Umwidmungen erfolgen mit dem Ziel, fachlich nicht unumgäng-

liche Doppelungen zu vermeiden, die Profile der Hochschulen
zu schärfen sowie Komplementarität und Kooperation noch

stärker zur Grundlage des landesübergreifenden Hochschulsy-
stems zu machen. Bei den beiden Sonderforschungsbereichen
L24 und 314 hat die Kooperation zwischen den Universitäten
Saarbrücken und Kaiserslautern ebenso institutionalisierten
Ausdruck gefunden wie bei auperuniversitären Forschungsein-
richtungen.

Grundlage der Entwicklungsüberlegungen der Universität des

Saarlandes sollte eine gründliche, fakultätsübergreifende
Analyse der gegenwärtigen Stärken und Schwächen aller Fä-
cher, Studiengänge und Einrichtungen sowie ihrer Ausstat-
tungsdefizite sein. Eine solche systematische Analyse liegt
noch nicht vor. Bevor neue Studienangebote und Forschungs-
schwerpunkte eingerichtet werden, gilt es, die Ausstattung
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der vorhandenen Studiengänge und Einrichtungen sicherzu-
stellen, soweit sie weitergeführt werden. Mit der Gründung

der Technischen Fakultät haben Land und Hochschule die
Absicht bekundet, einen neuen, profilbildenden Schwerpunkt
zv schaffen r z! dessen Aufbau Einschränkungen an anderer
Stelle notwendig sind. Nach Auffassung des Wissenschaftsra-
tes ist es der Hochschule noch nicht in wünschenswertem

Ausmap gelungen, gegenüber den EinbuBen an Vertrautem den

Gewinn an Entwicklungsmöglichkeiten in neue Bereiche stär-
ker positiv zu bewerten und dabei ihre strukturpolitische
Bedeutung angemessen in Rechnung zu stel-Ien.

Der Wissenschaftsrat hat in seinen Beratungen mit Vertre-
tern des Landes und der Hochschule den Eindruck gelfonnen,

dap beide Partner im Gespräch über diese Fragen sind, je-
doch jeweils vom anderen die Erarbeitung von an der Reali-
sierbarkeit orientierten Konsolidierungs- und Entwicklungs-
konzepten erwartet wird. Die Hochschule fordert dabei vom

Land zu Recht, dap es ihren Autonomieanspruch respektiert.
Dieser Anspruch bedingt jedoch, dap die Hochschule in ihren
Gremien selbst ein über die Summe der Einzelwünsche hinaus-
gehendes, abgestimmtes Gesamtkonzept für die Vteiterentwick-
lung aller ihrer Bereiche entwickelt und dabei sowohl der
Dringlj-chkeit für Strukturentscheidungen a1s auch den fi-
nanzpolitischen Rahmenbedingungen Rechnung trägt. Den Gre-

mien der Hochschule ist es bislang nicht in ausreichendem

MaBe gelungen, die unterschiedlichen Entwicklungsvorstel-
lungen der einzelnen Fakultäten in ein Gesamtkonzept zlJ

integrieren, das sich an dem Möglichen ausrichtet und hin-
ter der Summe der isolierten Ttünsche der Fakultäten zwangs-

Iäufig zurückbleiben muB. Der Weg einer Entwicklungsplanung
von unten nach oben innerhaLb der Hochschule hat sich für
eine solche Zielsetzung als nicht erfol-gversprechend erwie-
sen. Nachdem nun die $iünsche der Fakultäten vorliegen,
sollte es Aufgabe der Hochschulleitung sein, die Initiative



40

zur Erarbeitung eines integrierten Entwicklungsplans zv
ergreifen, den I'akultäten die Rahmenbedingungen darzulegen
und sie mit kurzen Fristen um Stellungnahme zu bitten.
Gelingt dies der Hochschule in angemessener Zeit nicht,
könnte der Autonomieanspruch verwirkt werden; denn Hoch-
schulautonomie und Eigenverantwortlichkeit verlangen nach
einem entscheidungsfähigen Hochschulmanagement. In seinen
"l-0 Thesen zur Hochschulpolitik" hat der Wissenschaftsrat
den Bund und die Länder gebeten, durch eine Reihe von Map-
nahmen die Leitungsstruktur der Hochschulen zu stärken und
dazu die rechtlichen Rahmenbedingungen zt schaffen.a) Für
die notwendige Entwicklungsplanung der Universität Saar-
brücken kann dieser ProzeB jedoch nicht abgewartet werden;
vielmehr ist die Hochschule aufgerufen, ihre Prioritätsent-
scheidungen in absehbarer Zeit im Rahmen der vorhandenen
Leitungsstrukturen zu treffen.

Das Land hat in dieser Phase die Aufgabe, der Hochschule
eine verläpliche Planungsgrundlage mit 1ängerfristig be-
Iastbaren Eckdaten zur Verfügung z! steIlen. Der Wissen-
schaftsrat verkennt dabei die Risiken und Prognoseschwie-
rigkeiten nicht, die mit der Haushaltsentwicklung des Lan-
des verbunden sind. Das Land sollte der Hochschule Anreize
zur planerischen Eigeninitiative geben und den Korridor
aufzeigen, der für eine Zukunftsentwicklung offensteht. Bei
seiner Beratung in Saarbrücken hat der ttissenschaftsrat den
Eindruck gewonnen, daB die Situation jedoch eher durch ein
gegenseitiges Abwarten bis zur Klärung der probleme durch
den jeweils anderen Partner gekennzeichnet ist, wobei sich
das Land gezwungen sieht, EinzelmaBnahmen zu ergreifen, die

a) Wissenschaftsrat, 10 Thesen zur Hochschulpolitik, Drs.
190L/93 vom 22.L.1993, S. 57ff.
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in der Regel auf Widerspruch der Hochschule stopen. Dies

führt zu einer allgemeinen Verunsicherung al1er Angehörigen

der Hochschule, die die Aufgabenwahrnehmung der universität
gefährdet und Anlaß sein sollte, alle Anstrengungen zv

unternehmen, um eine verläpliche Entwicklungsgrundlage für
die nächsten Jahre zv schaffen.

Es ist nicht die Aufgabe des Vtissenschaftsrates, anstelle
von Hochschule und Land eigene Planungen zu entwickeln mit
dem Ziel, die Universität fachlich und kapazitätsbezogen
auf die Haushaltsnotlage des Landes hin auszurichten. Er

hat es auch nicht ats seine Aufgabe angesehen, unter Res-

sourcengesichtspunkten zur Bedeutung des Universitätsklini-
kums in Homburg, das erhebliche Mittel des Ttissenschafts-
haushaltes bindet, für den Hochschulsektor Stellung z1r

nehmen, wobei es Aufgabe des Landes ist, ein ausgewo§Jenes

Verhältnis der Ressourcenal-lokation zwischen Klinikum, Uni-
versität Saarbrücken und den anderen Hochschulen des Landes

herzustellen. Dazu hat er in seiner Stellungnahme zur wei-
teren Entwicklung des Klinikums in Homburg festgestellt,
daB das Saarland mit ca. L7 Betten in HochschulkLinika pro

10.000 Einwohner und auch bei der Zahl von 2L4 Studenten

der Humanmedizin pro 100.000 Einwohner verglichen mit dem

Bundesdurchschnitt über einen überdurchschnittlichen Anteil
verfügt, der wie in der vergangenheit auch künftig einen

vergleichsweise hohen Anteil des Medizin-Bereichs an den

Investitionen für den Hochschulbau erfordern wird.1> Viel-
mehr stellt er eine Beschreibung der Defizitue und Struktur-
empfehlungen in den Mittelpunkt dieser Stellungnahme, die

Wissenschaftsrat, Stellungnahme zur weiteren Entwick-
lung und zum Ausbau der Medizinischen Einrichtungen der
Uniiersität des Saarlandes in Homburg/Saar vom Januar
L991, in: Empfehlungen und Stellungnahmen l-99L, Kö1n
L992, S. 99.

r_)
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für Hochschule und Land gleichermapen hilfreich sein sor-
Ien.

zum llesen einer universität gehören zwar die vielfart der
Disziplinen und ein MindestmaB an fachlicher Breite, jedoch
soIlte der fachlichen Beliebigkeit, Zersplitterung und
rsolation durch die Bildung von sinnvollen schwerpunkten
vorgebeugt werden, um der universität ein besonderes profil
zu verleihen. Insbesondere bei knappen Ressourcen gilt das
Gebot der Konzentration der Kräfte auf eine Mindestausstat-
tung der Aktivitäten in Forschung und Lehre, die die Hoch-
schule als vorrangig ansieht. Dies kann dazu führen, dap
nicht jede wünschenswerte vertiefungsrichtung, die fachrich
begründet erscheint oder sich in der öffentlichkeit aktuel-
ler Beliebtheit erfreut, etabriert werden kann. Dazu bedarf
es vielmehr einer gründlichen fachlichen prüfung und nach
Abwägung konkurrierender Projekte der abgestimmten Ent-
scheidung von Hochschule und Land, die in der Situation der
Universität Saarbrücken mit der Notwendigkeit zur Aufgabe
bestehender Kapazitäten und Bereiche verbunden sein kann.
Dies gilt aber nicht nur unter den besonderen Bedingungen
des Saarlandes; vielmehr sind Umwidmungsüberlegungen eine
wissenschaftspolitische Notwendigkeit für alle Univer-
sitäten, urenn sie Neues beginnen woIlen. Der Ansatz, Neues
nur auf Zuwachs zu gründen, wird vom ttissenschaftsrat nicht
unterstützt.

Der Wissenschaftsrat will die Universität und das Land bei
der Bewältigung der schwierigen Aufgaben unterstützen und
geht dabei davon aus, dap neben Mapnahmen der Hochschule
zur Bündelung und Konzentration der Kräfte, die allerdings
zur notwendigen Konsolidierung kaum ausreichen dürften, das
Land Möglichkeiten eröffnet, die eine sinnvol-Ie Arrondie-
rung als Grundlage für eine künftige Entwicklung erlauben.
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Es ist in diesem Zusammenhang verständlich, daß sich das

Land intensiv bemüht, den Praxisbezug der Universität in
a1len Bereichen z1r stärken; die Hochschule hat sich diesen

Wünschen des Landes nicht verschlossen. Dabei soIlte die
Universität ihren universalistischen Vtissenschaftsanspruch
gegenüber regionalen Anforderungen nicht aus dem Auge ver-
Iieren. Nach Auffassung des Wissenschaftsrates ist es auch

notwendig, in jedem einzelnen FaIl zu prüfen, ob durch

entsprechende Schwerpunktsetzungen und Aktivitäten typische
Aufgaben der Fachhochschulen tangiert werden. Beide Hoch-

schulformen sollten ihre charakteristischen Aufgabenprofile
bewahren r z! denen für die Universität die Grundlagenfor-
schung und die qualifizierte Ausbildung von wissenschaftli-
chem Nachwuchs gehören. Die sich gegenseitig ergänzenden

Leistungsprofile beider Hochschularten bieten vielmehr eine
günstige voraussetzung zur optimierung ihrer bildungs-,
forschungs- und strukturpotitischen Potentiale durch inten-
sive Kooperation, die gerade auch bei knappen Ressourcen

zur Vermeidung konkurrierender Aktivitäten beitragen kann.

Im Sinne einer konsequenten Differenzierung der Funktionen
von Universität und Fachhochschule ist jedoch auch zu erwä-

genr ob die Universität nicht einige Studienangebote ange-

sichts ihrer besonderen Anwendungsbezogenheit zugunsten der

Fachhochschule für ttirtschaft und Technik in Saarbrücken

aufgeben soIlte. Auch für den Bereich der Forschung sollten
praxisbezogene Entwicklungsaufgaben von der Universität an

die Fachhochschule verlagert werden.
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III. Zu den Entwicklungszielen

Die vom Land als vorrangig angesehenen hochschulpolitischen
Ziele der Sicherung einer ausreichenden Finanzausstattung,
des Aufbaus einer leistungsfähigen und auf die Bedürfnisse
der Region ausgerichteten Forschungsinfrastruktur, des
Aufbaus der Technischen Fakultät und ihrer Bezugswissen-
schaften sowie der Stärkung des europäischen Aspekts in
Lehre und Forschung besitzen nach Auffassung des Ttissen-
schaftsrates mit Blick auf die Belange der Universität
unterschiedliche Dringlichkeit. Absoluter Vorrang sollte
der Sicherung einer ausreichenden Finanzausstattung der
bestehenden Einrichtungen und Studienangebote der Hochschu-
le zukommen, soweit sie auch künftig Bestand haben sollen.
Dabei bildet der Aufbau der Technischen Fakultät und ihrer
Bezugswissenschaften eine wichtige Aufgabe, gegenüber der
jedoch andere Bereiche der Universität nicht ins Hinter-
treffen geraten sollten. Eine Weiterentwicklung allein der
Technischen Fakultät wäre keine Schwerpunktsetzung, wie sie
für die Ro1le und Bedeutung einer Universität in einer sich
wandelnden wirtschaft und Gesellschaft mit einer lebendigen
Kultur angemessen wäre. Eine Orientierung bei den Schwer-
punktsetzungen an den Bedürfnissen der Region ist sinnvol1,
jedoch zur Definition eines Forschungsprofils auch im tech-
nischen Bereich nicht aIlein mapgebend. Der Aufgabenstel-
lung einer an der Praxis ausgerichteten Entwicklungstätig-
keit widmet sich typischerweise vorrangig die Fachhochschu-
1e.

Die europäische Perspektive gehört zum Gründungsgedanken
der Universität, der beim Aufbau der für die Hochschule
zunächst profilbildenden Geistes- und Sozialwissenschaften
besonderen Ausdruck gefunden hat. Hier besteht für die
Hochschule kein vordringlicher Nachholbedarf, so dap in
jedem Einzelfall- geprüft werden so1lte, ob eine weitere
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verstärkung des europäischen Aspektes in Lehre und For-
schung geboten erscheint und im Vergleich mit andere Res-

sourcen bindenden Mapnahmen vordringtich ist. Bei weiteren
Überlegungen sol}te die möglichst breite Verankerung der

europäischen Perspektive in den verschiedenen Fachbereichen

und Fakultäten Vorrang eingeräumt werden vor einer institu-
tionellen bzw. räumlichen Konzentration, die mit dem Nach-

teil falschverstandener Arbeitsteilung zwischen den Ein-
richtungen verbunden sein könnte.

Der l{issenschaftsrat anerkennt die Bemühungen der Hoch-

schule zum Aufbau zahlreicher Partnerschaften mit Hochschu-

len sowohl in V{est- als auch in Osteuropa und begrüpt die
Absj-cht, Lrotz knapper gewordener Mittel die aufgebauten
Beziehungen gerade auch nach Osteuropa nicht abreiBen zlr

Iassen. Sie sollten jedoch nicht zu einer Institutionali-
sierung führen, die wesentliche Anteile knapper Ressourcen

auf Dauer bindet.

Die vom Land gesteckten Ziele bedürfen wej-terer Konkreti-
sierung und der Vermittlung mit den finanziellen Mög1ich-

keiten. Die Universität hat ttoLz knapper Ressourcen in der
Vergangenheit mit Engagement ein umfangreiches Studienange-
bot bereitgestellt, dessen Aufrechterhaltung angesichts des

vorgesehenen Stellenabbaus einerseits und neuer Schwer-

punktsetzungen andererseits auf Dauer die Kräfte der Hoch-

schule überfordert. Deshalb ist es angezeigt, das Studien-
angebot kritisch zu überprüfen, wobei die Nachfrage ebenso

wie vergleichbare Angebote an benachbarten Hochschulen des

Landes Rheinland-Pfalz in die Bewertung einbezogen werden

sollten. Zudem gilt es dabei, den Bedarf für eine ausgewo-

gene Fächer- und Absolventenstruktur unter den Entwick-
lungsperspektiven der Region in Rechnung zrl stelLen.

Nach der Definition des wünschbaren und sinnvollen Studien-
gangsspektrums ist es zunächst Aufgabe der Hochschule,
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gegebenenfalrs durch Ressourcenumwidmung die notwendige
Grundausstattung zu gewährleistenr ürn die voraussetzung für
ein studienangebot zu schaffen, das mit dem anderer Hoch-
schulen vergleichbar ist, Der !,Iissenschaf tqrat hat dazu f ür
eine Reihe von Fächern in anderem Zusammenhang Hinweise
gegeben.l> Gelingt dies der Hochschule für jeden einzelnen
studiengang aus eigenen Kräften nicht und sieht auch das
Land keine Möglichkeit zur Bereitstellung entsprechender
zusätzricher Ressourcen, gebietet es die verantwortung ge-
genüber den studieninteressierten, ein sorches studienange-
bot aufzugeben. Die Frage nach der Ressourcenverfügbarkeit
sollte jedoch nicht dazu führen, daß Studienangebote, die
einen besonderen Ressourcenaufwand erfordern, aus diesem
Grund von vornherein in Frage gestellt werden; eine solche
Vorgehensweise müpte einseitig zu Lasten der Natur- und
rngenieurwissenschaften gehen und wäre mit der angestrebten
Schwerpunktsetzung in diesem Bereich nicht vereinbar.

rm zusammenhang mit der Frage der Einstelrung von studien-
gängen sorlten auch a1le Prüfungsordnungen darauf hin über-
prüft werden, ob die darin formulierten Anforderungen an
Umfang und Inha1t der Lehrveranstaltungen überhaupt noch
von der Hochschule angeboten werden können und ob dies in
einem zeitlichen Rhythmus geschieht, der mit der Regelstu-
dienzeit vereinbar ist. Der lrlissenschaf tsrat hat den Ein-
druck ger,ronnen, daß zumindest punktuell in den prüfungsord-
nungen noch Lehrveranstaltungen vorgeschrieben sind, die im
Zuge personeller Veränderungen von der Hochschule selbst
nicht mehr angeboten werden können oder nur durch Lehrauf-

I,Iissenschaftsrat: Empfehlungen zur künftigen Struktur
der Hochschullandschaft in den neuen Ländern und im
Ostteil von Berlin, T. f-IV, Kö1n 1992

1)
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träge sporadisch angeboten werden mit der Konsequenz, daß
eine solche Anforderung studienzeitverlängernd wirken mup.

Die Einstellung eines studienganges solrte jedoch nicht
automatisch zur Aufgabe des betroffenen Faches an der Hoch-
schure führen. Dazu müpte zusätzlich geprüft werden, ob das
betreffende Fach als Nebenfachangebot für andere studien-
gänge und als Forschungspartner für interdisziplinäre For-
schungsaufgaben verzichtbar ist . zur Beantwortung dieser
Frage sorlten die Leistungen des Faches in der vergangen-
heit stärker herangezogen werden aIs auf die zukunft ge-
richtete Absichtserklärungen. Ein allgemeiner Hinweis auf
eine vernetzung der Fächer untereinander und auf die Bedeu-
tung des Faches für die Breite eines universitären Fächer-
spektrums reicht allein nicht aus, um zu einer positiven
Bestandsentscheidung zu kommen. Der Entwicklung eines
Faches ist letztlich nicht gedient, !{enn es bei eigener
unzureichenden Ausstattung über keine wissenschaftlichen
Ansprechpartner in benachbarten Disziplinen verfügt; dann
wird es kaum in der Lage sein, seinen Beitrag zum universi-
tätsprofil z1r leisten.

Nicht unter Bestandsgesichtspunkten, sondern für die Defi-
nition des umwidmungspotentials sollten auch die stark aus-
dj-fferenzierten Massenfächer einer prüfung unterzogen wer-
den, zumal wenn in stärker verschulten Fächern der profes-
soren-Bedarf nicht durch einen hochschulübergreifenden,
standardisierten studienplan, sondern primär quantitativ
durch die Studentenzahl begründet ist.

rv. zum verhärtnis zwischen universität und auperuniversi-
tären Forschungseinrichtungen

In den vergangenen zwanzLg Jahren hat sich das Land mit
Erfolg um die Gründung von auBeruniversitären Forschungs-
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einrichtungen bemüht. In diesem Zeitraum konnten zwei

Fraunhofer-Institute und ein I'1ax-Planck-Institut sowie drei
An-Institute errichtet werden, är denen die universität
maBgeblich beteiligt ist.

Das Land hat mit diesem Kranz von auperuniversitären For-

schungseinrichtungen eine struktur aufgebaut, die von

regionalpolitischer Bedeutung für die Entwicklung des

Landes ist und der Flankierung durch eine Technische Fakul-

tät der Universität bedurfte. Auf diese Weise wurden von

auBen die Bestrebungen der universität unterstützt und

nachhaltig gefördert, aus der Mathematisch-Naturwissen-
schaftlichen Fakuttät heraus einen Bereich ange\fandter

Wissenschaften zu entwickeln, die schließlich in der Tech-

nischen Fakuttät ihr institutioneLles Dach erhalten haben'

Mit den An-Instituten \^7aren zugleich thematische Vorstruk-
turierungen für die Technische Fakultät erfolgt, die ihre
eigenständigen Entwickl-ungsmöglichkeiten beeinfluBt haben'

Es wird nun eine der vordringlichsten Aufgaben für die
Hochschule und das Land sein, die An-Institute stärker an

die Universität heranzuführen und damit die Ausgangssi-
tuation einer weitgehenden Institutionalisierung der For-
schung in diesem Bereich der Universität strukturell all-
mählich zu korrigieren. Dabei gilt es zudem, die Fachhoch-

schule in den sich bildenden Praxisverbund zwischen Univer-
sität, auperuniversitären Forschungseinrichtungen und l{irt-
schaft verstärkt einzubeziehen. Durch die besseren Arbeits-
bedingungen in den An-Instituten und den auBeruniversitären
Forschungseinrichtungen leidet die Universität in den kor-
respondierenden Disziplinen unter einem Wettbewerbsnach-

teil, der von diesen Einrichtungen auf Diplomanden und Dok-

toranden ausgeht. Auch beim Drittmittelaufkommen wird deut-
Iich, daB es in den Bereichen an der Universität relativ
schwach ausgeprägt ist, die dem Konkurrenzdruck der An-

Institute ausgesetzt sind, für die bereits aufgrund der

Organisationsform Drittmittel konstitutiv sind.
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Im Sinne einer Komplementarität. sollte die angestrebte
Verzahnung zwischen auperuniversitären Forschungseinrich-
tungen und Hochschule intensiviert werden. Eine Koppelung

beider Einrichtun§Jen über die Lehre mup verstärkt werden;

der Beitrag von auBen für die Universität stellt keine
spürbare Entl-astung dar, zumal nur wenig Bereitschaft der

im Hauptamt an den Forschungseinrichtungen tätigen Profes-
soren besteht, sich im Bereich des Grundstudiums zu en§la-

gieren, wie es der Wissenschaftsrat für die Zusammenarbeit

zwischen Universitäten und außeruniversitären Hochschulein-
richtungen empfohlen hat. Vor diesem Hintergrund sollten
Land und Hochschule die Frage prüfen, in \^Telchem Umfang und

über welchen Zeitraum die An-Institute mit Vorrang ausge-

baut werden können, ohne daB die Universität und insbeson-
dere ihre Technische Fakultät benachteiligt und in der
ltahrnehmung ihrer Aufgaben gefährdet werden. In der gegen-

wärtigen Situation hat der Wissenschaftsrat den Eindruck
gehronnen, dap die universitätslehrstühle - mit wenigen

Ausnahmen angesichts ihrer Ausstattungsdefizi-te in der

Forschungskooperation der eindeutig schwächere Partner
sind, der nur begrenzt in der Lage ist, in der ange\,fandten

Forschung selbstgewäh1te Forschungsfelder zu bearbeiten,
zugleich aber das grundständige Studium zu tragen hat. Sie

bewegen sich damit auf eine Situation zr r wie sie der !'Iis-
senschaftsrat für die Ingenieurwissenschaften auch andern-

orts vorgefunden hat. In dem zwangsläufigen Bemühen' durch

besondere Praxisnähe der angewandten Forschung Drittmittel
einzuvlerben, ist die Gefahr für die Universität in manchen

Bereichen unübersehbar, dap sie Aufgaben der Fachhochschule

rdahrzunehmen im Begriff ist. Der Wissenschaftsrat empfiehlt
dem Land und der Hochschule, diesem Problem besondere Auf-
merksamkeit zu schenken mit dem Zie], die Profilränder
nicht erodieren zrr lassen.
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V. Zur baulichen Entwicklung

Die universität weist einen hohen sanierungsbedarf sowohl
ihrer groBen Altbausubstanz a1s auch der Bauten auf, die in
den 60er und 70er Jahren errichtet wurden. Es ist verständ-
Iich, daß vor diesem Hintergrund das Land nur einen be-
grenzten Spielraum für Neubaumapnahmen sieht, die es auf
die Forschungs- und Ausbildungsschwerpunkte der Universität
konzentrieren wiL1. Darüber hinaus sind planungen entwik-
kelt worden, durch räumliche Umverlagerungen verwandte
Fächer zusafirmenzuführen und dabei den unterschiedrichen
Nutzungsanforderungen an Gebäudetechnik mit begrenztem
investiven Aufwand gerecht zu werden. Auf diese vteise kön-
nen kostengünstige Optimierungsgewinne erreicht werden
ein vorgehen, das der wissenschaftsrat nachhartig unter-
stützt.

Für die vorübergehende unterbringung des Max-pranck-rnsti-
tuts für rnformatik hat das Land ein Gebäude errichtet, das
anschlieBend dem geplanten interdisziplinären Fremdspra-
chenzentrum zur Verfügung gestellt werden soI1, wodurch
sich die Hochschule Synergie-, Spar-, Innovations- und
Transfereffekte im Bereich der fremdsprachlichen Kompetenz
verspricht. Die dem vtissenschaftsrat bei seinem Besuch in
saarbrücken in Ansätzen vorgetragenen, weitergehenden pIäne
werden vom r-,and nicht mehr weiterverfolgt. Durch die räum-
liche Zusammenfassung gegenwärtig an verschiedenen stellen
untergebrachter Aktivitäten werden an anderer stelle Flä-
chen frei, die zum Abbau von unterbringungsdefiziten und
zur konzentrierten unterbringung anderer Bereiche der phi-
losophischen Fakultät genutzt werden sorlen. Der wissen-
schaftsrat empfiehlt deshalb die Nachnutzung dieses Neubaus
durch die Philosophische Fakultät und bittet das Land, mit
den Anmeldungen zum 24. Rahmenplan über die Aktivitäten des
Sprachenzentrums sowie die Unterbringungsplanung für die
Philosophische Fakultät zu berichten.
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Der Wunsch der Universität, die europabezogenen Wissen-

schaftsgebiete der Fachbereiche Rechts- und Wirtschaftswis-
Senschaften im Neubau eines Europaeums zusammenzuführen,

ist verständlich. Es handelt sich dabei um Aktivitäten in
Forschung und Lehre, die gegenwärtig mit Erfolg dezentral
durchgeführt werden. Obgleich nicht auszuschlieBen ist, daß

durch eine räumliche Zusammenführung ein zusätzlicher Syn-

ergieeffekt entstehen kann, gebührt nach Auffassung des

ttissenschaftsrates im Gesamtkontext der Universität einem

Neubauvorhaben kein erkennbarer Vorrang, jedoch könnte die
Zusammenarbeit durch eine räumLiche Zusarnmenführung im

Rahmen bestehender Gebäude gefördert werden. Die gegen-

wärtige Organisationsstruktur bietet zudem den Vorteil, dap

der europäische Aspekt a1s methodologische und inhaLtliche
Grundorientierung in den Fachbereichen verankert bleibt.
Dies schlieBt nicht aus, dap die Bibliotheken der europabe-

zogenen Wissenschaftsgebiete räumlich zusanrmengeführt wer-
den solIten, ohne dap dazu eine Neubaumapnahme erforderlich
wird.

Im Unterschied zum Europaeum gehört der Neubau eines Zen-

trums für Innovative Produktion nicht zu den prioritären
Wünschen der Universität. Zut Stärkung von Forschung und

Lehre auf dem Gebiet "Automation der Produktion" hat das

Land ein Drittmittelgebäude für Innovative Produktion mit
3.700 m2 Hauptnutzf läche und rund 20 I'Iillionen DM Investi-
tionskosten zur Aufnahme in den Rahmenplan angemeldet. Hier
sollen Fragen der Produktionsplanung und -steuerung, das

Erarbeiten von Konzeptionen für eine EDV-gestützte Kosten-

und Leistungsrechnung sowie der Zuschnitt optimaler CAD-,

CAM- und ClM-Lösungen und die Automatisierung technischer
Vorgänge und. Abläufe im Mittelpunkt stehen. Beteiligt sind
insbesondere die Bereiche Industriebetriebslehre, Wirt-
schaftsinformatik, Konstruktions- und Fertigungstechnik
sowie Prozepautomatisierung. Mit seiner Arbeit will- dieses

Zentrum zur Intensivierung der Kooperation mit saarländi-
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schen unternehmen beitragen, die berufl-iche l,Ieiterbildung
fördern und den wissens- und Technorogietransfer in den
verschiedenen Arbeitsbereichen stärken. Diese Aufgabenstel-
Iung legt es nahe, die Fachhochschule mit ihrem Institut
für Technologietransfer und ihrem seminar für produktions-
wirtschaft und rnformatik in das Zentrum einzubeziehen. Der
wissenschaftsrat hebt unter dieser Bedingung seinen p-vor-
behart auf und empfiehlt das vorhaben zur Aufnahme in Kate-
gorie r des 23. Rahmenplans. Er erwartet mit den Anmel-dun-
gen zum 24. Rahmenplan einen Bericht des Landes über die
Einbeziehung der Fachhochschule in das Zentrum und merkt
äo, dap er bei künftigen Anmeldungen solcher Vorhaben, die
Forschungsaktivitäten aus den beteiligten Fächern heraus-
ziehen und neu bündeln, die Ausstattungssituation der Fä-
cher in ihren Fachbereichen in die prüfung einbeziehen
wird.

Angesichts des frühen Planungsstandes sieht er von einer
Stellungnahme zur Absicht des Landes, Neubauten für das
rnstitut für umweltkompatible prozeptechnik sowohl in saar-
brücken als auch in Völklingen zu errichten, ab. Er emp-
fiehlt, im Fa11e gröBerer rnvestitionen für ein solches von
der universität zu tragendes rnstitut greichgewichtige MaB-
nahmen zur sicherung der Leistungsfähigkeit verwandter
Fächer der Hochschule zu treffen. rn die prüfung der weite-
ren baulichen Entwicklung sol1te auch ein Neubau für ein
Magazingebäude der universitätsbibliothek einbezoger. wer-
den.

VI. Zur Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät
sowie zur Philosophischen Fakultät

Diese beiden Fakurtäten formten lange zeit aIs dominierende
schwerpunkte das Profil der universität. Mit über 130 pro-
fessuren sind hier über die Hä1fte aller Professorenstellen
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der Hochschule angesiedelt. Entsprechend auch ihrer quanti-

tativen Bedeutung kommt beiden Fakultäten eine besondere

verantr,{ortung für die künftige Entwicklung der universität
zu.

In einer situation schrumpfender Ressourcen und noch nicht
abgeschlossener Aufbaumapnahmen in anderen Fakultäten könn-

te die versuchung naheliegen, Einsparungs- und umwidmungs-

überlegungen auf die Phitosophische Fakultät zu konzentrie-
ren und die unterkritische Ausstattung einer Reihe von

Fächern mit zum Teil nur einer Professur verbunden mit
keiner nennenswerten studentischen Nachfrage zum Anlap z1J

nehmen, den Bestand dieser Fächer in Frage zu stellen' Der

Ttissenschaftsrat warnt davor, die Philosophische Fakultät
als ein Verfügungspotential für andere Fächer zu betrach-
ten. Es ist jedoch vordringliche Aufgabe auch dieser Fakul-

tät, in einem selbstkritischen Überprüfungsprozep ihr pro-

filbildendes Studienangebot zu definieren und bereits in
dieser Phase Aspekte der Nachfrage und regionalen Studien-

angebote zu berücksichtigen. Dabei wird beispielsweise für
die beiden Theologien festgestellt werden können, dap in
Koblenz, Landau, Mainz und Trier vergleichbare Studienange-

bote bestehen und ein besonderer Bedarf für Saarbrücken

nicht erkennbar ist. Den Studieninteressierten in diesen

Fächern wäre durchaus zuzumuten, ihr Studium an einer die-
ser Hochschulen der Region aufzunehmen. Vereinbarungen mit
den Kirchen sollten nicht von vornherein daran hindern,
diese studiengänge in die notwendige Gesamtüberprüfung

einzubeziehen. Wegen eines breit angelegten Studienangebots

in lvlainz sowie geringer Nachfrage für diesen Studiengang an

der Universität Saarbrücken erscheint die zwischen Land und

universität einvernehmlich getragene Entscheidung, den

Studiengang Orientalistik einzustellen, nachvolLziehbar'
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rst das wünschbare studiengangsspektrum definiert, sol-lte
die Fakultät mit al1er Konsequenz die Frage prüfen, ob sie
die studiengänge personell, apparativ und räumlich so aus-
statten kann, daF sie auf einem mit anderen Hochschulen
vergleichbaren Niveau angeboten werden können. Der l,iissen-
schaftsrat hat dazu für eine Reihe von Fächern in seinen
Empfehrungen zur künftigen struktur in den neuen Ländern
Anhaltspunkte gegeben. Kann eine ausreichende Ausstattung
auch durch umwidmungen nicht gewährleistet werden und sieht
sich auch das Land nicht in der Lage, dazu zusätzliche
Ressourcen bereitzustelren, gebietet es die verantwortung
gegenüber den studierenden, ein sorches studienangebot
nicht aufrecht zu erharten, selbst wenn es der Hochschure
a1s an sich wünschbar erscheint.

Beispielsweise sieht der vtissenschaftsrat die gegenwärtige
Ausstattung für ein grundständiges studienangebot im Fach
slawistik nicht als ausreichend an. Halten Fakultät und
Hochschule es jedoch für profirbildend, obwohl es auch in
Trier und Mainz besteht, soll-te dies AnlaB für überlegungen
zur Konzentration an einer ste11e sein. Dieses Fach ist
zugleich ein Beispiel für die Notwendigkeit zur regionaren
Bündelung der Ressourcen über Landesgrenzen hinweg, d.enn
auch in Trier entspricht die personalausstattung nicht in
voIlem umfang der Mindestausstattung, die der wissen-
schaftsrat al-s notwendig erachtet.a)

Bei jedem Fach soIlte auch sorgfältig seine Bedeutung für
Forschung und Lehre der Fakultät und anderer Fachbereiche

a) wissenschaftsrat: Empfehlungen zu den Geisteswissen-
schaften an den Universitäten der neuen Länder; in:
Empfehlungen zur künftigen struktur der Hochschurrand-
schaft, T. IV, Köln 1992, S. 79f.
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der Hochschule auf der Grundlage bereits erbrachter Lei-
stungen geprüft werden. Es muB der Hochschule auch in der

gegenwärtig äuBerst schwierigen situation möglich bleiben,
gegebenenfalls durch Umwidmungen in begründeten FäIlen ein-
zelne Fächer in der Philosophischen Fakultät zu stärken'

Im Zuge der für al-Le Fakultäten angeratenen Analyse der

Stärken und Schwächen sowie der verfügbaren Ressourcen

sollte für die Philosophische Fakultät bedacht werden, dap

die Integration der früheren Pädagogischen Hochschule er-
folgreich verlaufen ist und einen Stellenzuwachs erbracht
hat, der integrationsbedingt und nicht fachsystematisch
begründet ist. Auf diese Weise könnten Ressourcen definiert
werden, die für den wünschenswerten Erha]t der Breite des

Fächerspektrums und der notwendigen Ausstattung des Faches

für Forschung und Lehre nicht notwendig sind. Diese Analyse

sol1te mit einer Überprüfung des Studienangebots und der

Prüfungsordnungen einhergehen mit dem Zie1, eine überschau-

bare Anzahl- von Studiengängen anzubieten, die in der Regel-

studienzeit studierbar sind. Die gegenwärtig überlangen

Studienzeiten sind nicht nur auf fehlende Ausstattung zto-

rückzuführen, sondern haben ihre Ursachen auch in den Stu-

dien- und Prüfungsanforderungen, die dringend einer Überar-

beitung bedürfen. Dabei soll-ten sich die Inhalte an ver-
gleichbaren Studiengängen anderer Hochschulen orientieren'
Kann dieses Niveau mit der verfügbaren Ausstattung nicht
hinreichend gewährl-eistet werden, sollten Land und Hoch-

schule die notwendigen Ressourcen bereitstellen oder den

betroffenen Studiengang einstellen.

Ebenso wie der Mangel an studentischer Nachfrage allein
kein ausreichendes Kriterium zur Aufgabe eines Faches sein

sollte, gilt nach Ansicht des wissenschaftsrates auch das

umgekehrte: Eine grope studentische Nachfrage allein ist
kein hinreichender Grund, die Rechtswissenschaft und die
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wirtschaftswissenschaft von überlegungen zur Konzentration
und umwidmung von Ressourcen gegebenenfalls auszunehmen. Es
sollte für beide Fächer geprüft werden, ob die hohe perso-
neIIe Ausdifferenzierung, soweit sie nicht durch den weit-
gehend verschurten studienpJ-an bedingt ist, Reduktionen
zu1äBt, ohne daB gravierende substanzverluste in den Kern-
bereichen der Fächer eintreten. Da die personalkapazität in
den NC-Fächern die studienplatzkapazität bestimmt, wäre
eine solche Reduktion gegebenenfalls mit Einschränkungen
der Aufnahmekapazität verbunden. rn die prüfung so1lte die
Frage nach einem angemessenen Anteil von c3-professuren
einbezogen werden. Auch mit geringerer professorenzahl
briebe es ihnen möglich, die besondere europäische profi-
lierung aufrecht zu erhalten, die der wissenschaftsrat
grundsätzlich begrüBt.

Die verglej-chsweise hohe semesterzahl der Absolventen deu-
tet darauf hin, da9 der internationale und europäische
Anspruch noch nicht in ausreichendem MaBe in die studien-
gänge integriert ist und sich studienzeitverlängernd aus-
wirkt. Bei der angestrebten rntensivierung dieser Aspekte
bereits im Grundstudium sowie der verstärkten Förderung des
Fremdsprachenerwerbs sorrte eine Addition neuer studienan-
teile vermieden, vielmehr eine rntegration im Rahmen einer
notwendigen Überprüfung der studiengänge angestrebt werden.
Dazu ist es auch notwendig, die staatlichen prüfungsordnun-
gen flexibrer zu gestalten. rn diesem Zusammenhang sollte
auch die Einführung des studiengangs wirtschaftsinformatik
kritisch überprüft werden.

rn der Philosophischen Fakultät ist nach Auffassung des
wissenschaftsrates die praxisorientierte sprachausbildung
zusafirmen mit den zunächst vorgetragenen plänen für ein
sprachenzentrum besonders problematisch, da die universität
dabei verstärkt in einen Bereich vordringt, der typischer-
weise zum Aufgabenspektrum der Fachhochschule gehört und in
dem zugleich private Anbieter insbesondere bei der weiter-
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bildung groBe Bedeutung besitzen. Er begrüpt deshalb, daß

das Sprachenzentrum nunmehr die Aufgabe hat, vorhandene

Sprachangebote mit bereits vorhandenen Ressourcen zusailtmen-

zufassen. Dabei sollte sich die Hochschule auf spezifische
Fachsprachenangebote konzentrierenr so dap dieser Bereich

insgesamt keine zusätzlichen Ressourcen bindet.

Für den Bereich Übersetzen und Dolmetschen empfiehlt der

Wissenschaftsrat dem Land, eine teilweise Verlagerung an

die Fachhochschule zu prüfen. Daher sollten forschungsin-
tensive Teilbereiche wie maschinelles Übersetzen und

Sprachdatenverarbeitung mit entsprechenden Studienangeboten
weiterhin a1s universitäre Aufgabe wahrgenommen werden. Die

grundständige, praxisbezogene Ausbildung von Übersetzern
und Dolmetschern sollte hingegen an Fachhochschulen einge-
richtet werden. Gerade auch für fremdsprachliche Zusatzqua-

lifikationen Berufstätiger haben sich die Fachhochschulen

besonders bewährt, die in der Lage sind, in ihrem Angebot

auch die interkulturelle Kommunikation angemessen zu be-

rücksichtigen.

Der Bereich Geographie/Biogeographie ist in die Fächer der
philosophischen Fakultät eingebettet und weist zugJ-eich

fachliche Bezüge zum angestrebten Schwerpunkt Umweltwissen-

schaften sowie zur lvlathematisch-Naturwissenschaftlichen
Fakultät auf. Bevor Pläne zur Verlagerung der Geographie/

Biogeographie in die Mathematisch-Naturwissenschaftliche
Fakultät reaLisiert werden, soLlte ein schlüssiges Gesamt-

konzept erarbeitet werden.

VII . Zur lvlathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät

Die Fakultät ist in ihren Fachbereichen Physik, Chemie und

Biologie unterausgestattet. Sie ist damit bei der Wahrneh-

mung ihrer Aufgaben, grundständige Diplom-studiengänge
anzubieten, eigene Grundlagenforschung durchzuführen, Aus-
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bildungsangebote in den Grundlagenfächern der ingenieurwis-
senschaftlichen Disziplinen bereitzustelren und die For-
schung in den rngenieurwissenschaften mitzutragen, überfor-
dert. Die erkennbaren Arrondierungsüberlegungen sind nach
Auffassung des lrlissenschaftsrates in zu starkem Mape auf
die Bedürfnisse der Technischen Fakurtät ausgerichtet und
betonen daher zv sehr den servicecharakter der naturwissen-
schaftrichen Grundlagenfächer. Für die Entwickrung der
Naturwissenschaften können ingenieurwissenschaftliche Fra-
gestellungen durchaus stimurierend sein; in der umgekehrten
Richtung ist es jedoch von erhebl-icher Bedeutung, dap die
Grundlagenforschung zu neuen Erkenntnissen vordringt, die
die Basis für ingenieurwissenschaftliche Innovationen sein
können. Der wissenschaftsrat sieht es deshalb a1s vordring-
liche Aufgabe für Land und Hochschule an, diese Fachberei-
che sowohr personell a1s auch im Bereich der sachmittel
deutlich besser auszustatten.

Die Funktionsfähigkeit der Fachbereiche wird in hohem Maße
durch Drittmittel gewährleistet, während die Grundausstat-
tung allein für die Aufgaben in der Lehre bereits ars unzu-
reichend anzusehen ist. Die situation wird besonders deut-
lich für den Eachbereich Physik, in dem die Drittmittel pro
Professor das vierfache der sachmittel im Haushalt betra-
9en, die pro Professur rund 43.700 DM ausmachen. Selbst
unter Einbeziehung der Drittmittel ist die sachmitteraus-
stattung im Fachbereich chemie insgesamt unzureichend, die
Lehre müBte ohne die Heranziehung von Drittmittern einge-
stellt werden. Angesichts dieser situation sind durch vom
Land geplante organisatorische BegleitmaBnahmen, wie eine
gegenseitige Öffnung und frexiblere GestaJ-tung der studien-
gänge, die Entwickl-ung gemeinsamer Forschungs- und Entwick-
lungsprojekte sowie die gemeinsame Nutzung von Geräten und
Laboreinrichtungen zwar weitere optimierungen zu erzieren,
jedoch sind sie nicht ausreichendr uft die vorhandenen Defi-
zite auszugleichen. Auch eine Einbeziehung der auperuniver-
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sitären Einrichtungen in das Angebot der naturwissenschaft-
Iichen Grundlagenfächer dürfte kaum in ausreichendem MaBe

geeignet sein, die AusstattungsdefiziLe zu beseitigen. Ob

dadurch zudem die zu beobachtende Tendenz verstärkt würde,

dap Diplomarbeiten und Doktorarbeiten in hohem MaBe an

auperuniversitären Einrichtungen erarbeitet werden, ist zlJ

bedenken. Gegenwärtig ist beispielsweise für das Fach Phy-

sik auperdem zu beobachten, daß nach dem vordiplom eine
grope Zahl Studierender die Universität Saarbrücken ver-
Iäpr.

Für die weitere Entwicklung des Fachbereichs Physik gibt
der Wissenschaftsrat zu bedenken, eine z\ starke Konzentra-
tion auf die Festkörperphysik zu vermeiden. Bevor daran

gedacht wird, z:usäLzliche Leistungen für einen neuen Stu-
diengang Wirtschaftsingenieurwesen zu erbrinslen, sollte
vorransJig das bestehende Studienangebot des Diplom-Studien-
gangs verbreitert und die Kooperation mit der Technischen

Fakultät und dem Institut für neue lrlaterialien weiter aus-

gebaut werden. Der Fachbereich sol1te zudem kurzfristig in
die Lage versetzt werden, gegebenenfalls durch Lehraufträge
eine gröpere Zahl von Spezialvorlesungen im Hauptstudium
anzubieten.

Die Unterausstattung des Fachbereichs Chemie hat zur Folge,
dap die notwendige fachliche Breite des Studienangebotes
nicht gewährleistet ist. Der Studiengang unterliegt deshalb

der Gefahr, daB er nicht mehr mit Studiengängen anderer
Hochschulen vergleichbar wird. Inwieweit eine strukturelle
Neugliederung unter Einbeziehung verwandter Teildisziplinen
des Fachbereichs L2 Pharmazie und Biologische Chemie z!
VerbesserunlJen führen kann, bleibt abzuwarten. In diesem

Zusammenhang sollten Land und Hochschule zu einer eindeuti-
gen Entscheidung über die Fortsetzung der Fachrichtung
Pharmazie gelangen.
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In der gegenwärtigen Situation sieht es der Wissenschafts-
rat a1s problematisch an, wenn einerseits das grundständige
Studienangebot für den Diplom-Studiengang Chemie nicht in
der ausreichenden Breite angeboten werden kann, anderer-
seits zusätzliche spezialisierungen auf umweltrelevanten
Gebieten angestrebt werden. Die Konsoridierung der Kernbe-
reiche des Faches, die für den Diplom-Studiengang unabding-
bar sind, so1lte Vorrang vor Stellenumwidmungen zugunsten
zusätzlicher wahlangebote im Bereich der umweltchemie ha-
ben.

rn den Beratungen mit vertretern von Land und Hochschure
hat der Wissenschaftsrat den Eindruck gewonnen, dag für
diesen Fachbereich in der gegenwärtigen situation das ver-
hältnis zu den auBeruniversitären Einrichtungen als beson-
ders belastet gi1t,, da von diesen Einrichtungen einerseits
eine sogwirkung in vielerrei Hinsicht auf die universität
ausgeht, andererseits die Fragestellungen der auBeruniver-
sitären Einrichtungen auf die Ausrichtung des Fachbereichs
in einem Mape einwirken, das er als wenig förderlich erach-
tet. Dies sollte für Land und Universität AnlaB sein, die
Entwickrungsplanung für den Fachbereich chemie auch an dem
Aspekt der Komplementarität gleichgewichtiger partnerschaft
mit den auBeruniversitären Einrichtungen zu orientieren.

Zweifellos haben die genannten Ausstattungsdefizite mit
dazu beigetrageDr daB die studienzeiten der in der Fakultät
angebotenen studiengänge weit über der Regelstudienzeit
Iiegen. Sie betrugen beispielsweise für den Studiengang
Diplom-Biologie im Jahre 1990 7,5 Jahre. Die mangelnde
Ausstattung kann dafür alIein kein hj-nreichender Grund
sein. Der wissenschaftsrat empfiert deshalb, die studien-
pläne zu überprüfen, aktuellen Anforderungsprofilen anzu-
passen und organisatorisch so zu gestalten, daß sie in
einem Rhythmus angeboten werden, der nicht studienzeitver-
längernd wirkt und zej-tnah !{iederholungsprüfungen erraubt.
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Die notwendige Aufstockung der Grundausstattung sollte mit
Erfolgen bei der Reduzierung der Studienzeiten verknüpft
werden.

Für den Fachbereich Biologie empfiehlt der Wissenschafts-
rat, der weiteren Entwicklung der Bionik Vorrang gegenüber

der kostenintensiven Biotechnologie einzuräumen. Die Bio-
nik, zu deren Stärkung personelle Umschichtungen gerecht-
fertigt erscheinen, wird als profilbildend erachtet.

Das Zentrum für Umweltforschutrg, an dem gegenwärtig neun

Fachgebiete beteiligt sind, will eine interdisziplinäre
Klammer für die umweltrelevanten Aktivitäten bilden, die in
den jeweiligen Fakultäten und Fachbereichen angesiedelt
sind. Durch diesen zusammenschlup so11en die Vorteile einer
dezentraLen BearbeitunsJ umweltrel-evanter Themen und ihre
Einbeziehung in verschiedene Studiengänge mit den Vorteilen
einer fakultätsübergreifenden Plattform zur Kommunikation
und Kooperation verbunden werden. Die Fragestellungen wer-
den aus den jeweiligen Grunddisziplinen heraus entwickelt,
und die zur Bearbeitung der Themen notwendigen Koopera-
tionsformen sind thematisch orientiert und flexibel. Der

ttissenschaftsrat empfiehlt deshalb, Überlegungen zur Ein-
richtung eines neuen Fachbereichs Umweltwissenschaften mit
den Lehr- und Forschungsgebieten Kultur, Geographie und

Umwel-tsicherung keinen Vorrang einzuräumen. Die dezentrale
Struktur der Umweltaktivitäten erfordert fach- und fakul-
tätsübergreifende Koordinierung, die einer organisato-
rischen Stärkung bedarf. Zu diesem Gesamtbereich behäIt
sich der Wissenschaftsrat eine Empfehlung im Rahmen seiner
für Ende 1993 vorgesehenen Stellungnahme zu den Umweltwis-
senschaften vor.
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VIII. Zur Technischen Fakultät

Die Situation der jüngsten Fakultät der Hochschule ist
durch ihre Entstehungsgeschichte geprägt. Herausgefordert
durch die vom Land initiierte Gründung auperuniversitärer
Forschungseinrichtungen im anwendungsorientierten Bereich,
ist sie aus der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakul-
tät in einem längeren ProzeB hervorgegangen. Die dadurch in
der l"Iathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät eingetre-
tenen personelle und fachliche Schwächung ist noch nicht in
vollem Umfang ausgeglichen. Zugleich ist es noch nicht
gelungen, die neue Fakultät zu konsolidieren, wobei Defizi-
te in den drei Fachbereichen in unterschiedlichem Ausmap

erkennbar sind. Dabei sind allerdings die Kapazitäten der
An-Institute in eine Gesamtbeurteilung einzubeziehen, deren
Mitwirkung an Forschung und Lehre der Universität jedoch
begrenzt ist. Die Professoren aus diesen Instituten betei-
Iigen sich nicht in einem Umfang an der Grundausbildung der
Studenten, der für die Fakultät als Entlastung wirksam
würde. Dies und die wesentlich besseren Arbeitsbedin§lungen
in den An-Instituten sind Teil einer strukturellen Proble-
matik, die für die Technische Fakultät besonders ausgeprägt
gi1t. Nachdem sich in einer ersten Phase die Universität
mit der Gründung der neuen Fakultät auf die An-Institute
zubewegt hat, ist es nun eine vordringliche Aufgabe, diese
Einrichtungen an die Hochschule und ihre Technische Fakul-
tät heranzuführen. Durch ihren satzungsmäpigen Einflup in
den Gremien der Institute besteht für die Hochschule die
Möglichkeit, diesen ProzeB mitzusteuern. Es kann auf Dauer
der Kooperation nicht förderlich sein, wenn beispielsweise
im Fachbereich Werkstoffwissenschaften und Fertigungstech-
nik von 40 Diplomanden lediglich 19 ihre Arbeit an der
Universität anfertigen.
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Der neuen Fakurtät ist es in erfreurichem umfang gerungen,
Drittmittel bewilligt zu bekommen. Bei gleichzeitig unzu-
reichender Grundausstattung resultiert daraus gegenwärtig
ein deutliches ungleichgewicht von 1:4 zwischen der Grund-
mittelausstattung und Drittmitteln pro professur. Dies ist
im Fachbereich Informatik mit Lz7 besonders ausgeprägt;
unter EinschluB der Drittmittel, die dem Fachbereich von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft im Rahmen von zwei
Sonderforschungsbereichen bewilligt worden sind, beträgt es
sogar LzL7. Insgesamt stehen 35 Professuren der Fakultät
rund L,25 Millionen DM Sachmittel im Haushalt zur Verfü-
gung, denen rund 8r6 Millionen Drittmittel gegenüberstehen.
Es ist offenkundig, dap die Drittmittel in mapgebl-icher
Weise zur Aufrechterhaltung des Lehrbetriebs beitragen.
Angesichts der sich abzeichnenden Schrumpfung bei den Mög-
lichkeiten zur Einwerbung von Drittmitteln dürfte die Fa-
kultät in eine schwierige Situation geraten, die der drin-
genden Abhilfe bedarf. Es ist die vordringliche Aufgabe des
Landes, die Grundausstattung für Forschung und Lehre in
ausreichendem Umfang bereitzustellen a1s Voraussetzung zur
Einwerbung von Drittmitteln. Auch darf der groBe Erfolg des
Fachbereichs Informatik nicht dazu führen, daß dessen Haus-
haltsansatz für Sachmittel besonders niedrig ist. Hinzu
kommt das strukturelLe Problem, daB bei der Einwerbung von
Drittmitteln für die Forschung gerade die Fachbereiche
Werkstoffwissenschaften und Fertigungstechnik auf Feldern
um Drittmittel werben müssen, auf denen An-Institute und

auBeruniversitäre Einrichtungen in Saarbrücken aufgrund der
besseren Ausstattung in einem deutlichen Wettbewerbsvorteil
sind.

Aus dem Fachbereich Informatik sind wesentliche Anregungen

für den Aufbau des Max-Planck-Instituts für Informatik in
Saarbrücken hervorgegangen, das personell mit der Universi-
tät verklammert ist. Der Fachbereich stelIt für die Hoch-
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schule einen profilbildenden Schwerpunkt von groBer Attrak-
tivität dar. Die hier entwickelten Überlegungen zu einem

Ausbau in Richtung Mikroelektronik sind deshalb nahelie-
gend, eine personelle Ausstattung lediglich durch Stellen
des Mittelbaus wäre jedoch für dieses Gebiet nicht sachge-

recht. Angesiedelt auf der Schnittstelle zwischen fnforma-
tik und Elektrotechnik, würde er von zwei ungleichen Part-
nern getragen, da der Fachbereich Elektrotechnik so gravie-
rende Defizite aufweist, daß er auf absehbare Zeit nicht
mit neuen Aufgaben belastet werden sollte. Ein Ausbau der

I"Iikroelektronik könnte erst erfolgen, wenn der Fachbereich

Elektrotechnik arrondiert ist, was für Land und Hochschule

eindeutigen Vorrang haben soll-te.

Der Wissenschaftsrat häIt es nicht für akzeptabel, dap der
Fachbereich Elektrotechnik seinen Diplom-Studiengang seit
weit über zehn Jahren anbietet, ohne über eine Professur
für die Grundlagen der Elektrotechnik zu verfü9€tr, die erst
)eLzt Eingang in die Entwicklungsüberlegungen der Fakultät
gefunden hat. Diese Professur sollte absoluten Vorrang ge-

nieBen, da sie unabdingbar ist, um einen konkurrenzfähigen
Diplom-studiengang anbieten zu können. Eine Arrondierung
ist in weiteren Kernbereichen der Elektrotechnik notwendig,
um Forschung und Lehre auf eine Mindestgrundlage zv stel-
Ien. Erst \^7enn diese Voraussetzung erfüIlt ist, sollten
weitergehende Planungen zum Aufbau der Gebiete Energiesy-
steme und Mikroelektronik auf genonrmen hTerden. Ein Ausbau

der Mikrosensorik und der Ivlikrosystemtechnik kann zum §Je-

genwärtigen Zeitpunkt nicht empfohlen werden, da er den

Fachbereich in seiner gegenwärtigen Situation überfordern
und möglicherweise seine organische Weiterentwicklung eher
behindern al-s f ördern würde.

Auch eine Verstärkung im Bereich der Strömungslehre er-
scheint nicht vordringlich und wäre zudem mit hohen Kosten
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verbunden. Für den angestrebten Ausbau der Thermodynamik
ist zu prüfen, ob dafür eine so grope Nachfrage besteht,
dap Umwidmungen gerechtfertigt wären, oder ob dieser Be-
reich nicht zunächst durch Lehraufträge abgedeckt werden
könnte. Die angestrebte Verstärkung im Bereich der Techni-
schen Mechanik soLlte mit dem Fachbereich Physik abgestimmt
werden. Hier wie auch f ür den gesamten Bereich der T'Ierk-
stoffwissenschaften besteht ein verstärkter Abstimmungsbe-
darf mit den Fachbereichen Physik und Chemie der Mathema-
tisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät, der von Einflup auf
die künftigen Kooperationsbeziehungen mit den auBeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen ist. Ihre notwendige Heran-
führung an die Universität sollte allerdings nicht dazu
führen, daß der Universität die Aufgabe der Lehre und die
AusfüI1ung von Lücken im vernetzten Forschungsprogramm
zufälIt. Vielmehr wird das Land gebeten, den Fachbereich
und die Fakultät in die Lage zu versetzen, ein deutlich
konturiertes eigenständiges Profil zu entwickeLn. In diesem
Zusammenhang wird es auch darauf ankommen, die Kooperation
mit der Fachhochschule insgesamt zu verstärkenr är der die
Studienrichtungen Automatisierungstechnik, Energietechnik,
Nachrichtentechnik, Fertigungstechnik und Konstruktions-
technik bereits etabLiert sind. Dies schlieBt auch die Prü-
fung der Frage ein, ob nicht einzeLne Fachgebiete einer-
seits der Fachhochschule zugeordnet werden sollten oder
andererseits im Sinne der universitären Aufgabenstellung in
Forschung und Lehre stärker konturiert werden müpten.

I"lit Blick auf die eigenen Möglichkeiten und vordringlichen
Aufgaben der Technischen Faku1tät sowie des Fachbereichs
Physik empfiehlt der Wissenschaftsrat, den geplanten Stu-
diengang Wirtschaftsingenieurwesen zum gegenwärtigen ZeLt-
punkt nicht aufzubauen.
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C. Zusammenfassende Empfehlungen

Iv1it ihren Aufgaben in Bildung und Ausbildung, Heranbildung

des wissenschaftlichen Nachwuchses und Forschung sind Uni-
versitäten von groBer strukturpolitischer Bedeutung für die
jeweilige Region. Sie können ihre strukturpolitischen Ttir-
kungen jedoch nur entfalten, wenn sie für ihre Aufgaben-

stellungen angemessen ausgestattet sind. Der vom Bundesver-

fassungsgericht festgestellte Haushaltsnotstand des Saar-
landes setzt den intensiven Bemühungen zur Ausstattung und

Weiterentwicklung der Universität Saarbrücken enge finan-
zielle Grenzen. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, die Univer-
sität wegen ihrer Bedeutung für die strukturelle Entwick-
Iung des Landes in das vom Bundesverfassungsgericht als
Basis von EntschuldungsmaBnahmen geforderte Sanierungspro-
grafiIm auf zunehmen.

llit seiner Stellungnahme wiLl der Wissenschaftsrat die
Bemühungen von Hochschule und Land unterstützen, die aktu-
ellen Probleme der Hochschule einer Lösung näher zu bringen
und zugleich trotz der schwierigen Situation einen Entwick-
lungskorridor zu eröffnen. Dies setzt voraus, daB das Land

mit belastbaren Eckdaten eine verläBlliche Grundlage

schafft, auf der die Hochschul-e die von ihr beanspruchte
Autonomie aktiv gestaltend wahrnehmen so11te. Dabei ist es

unausweichlich, über die Entscheidungen blockierende Addi-
tion der Einzelwünsche der Fachbereiche und Fakultäten
hinaus zu einem an den realen Möglichkeiten orientierten
Entwicklungskonzept zu kommen. Dies sollte sich am Grund-
satz der Konzentration der Kräfte auf die Aufgaben in For-
schung und Lehre orientieren, die die Hochschule für sich
als profilbildend erachtet. Aber selbst in diesem Kernbe-
reich gilt, dap nur solche Aktivitäten fortgesetzt werden

soll-ten, die mit den notwendigen personellen, apparativen
und räumlichen Ressourcen ausgestattet werden könnenr üil
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sie auf einem Niveau zu betreiben, wie es an anderen Hoch-
schulen anzutreffen ist. Bei der Definition profilbirdender
Bereiche sorlte verstärkt eine regionale Abstimmung unter
den benachbarten Hochschulen stattfinden, die die Aufgabe
einzelner Bereiche und die Umwidmung von Ressourcen ein-
schlieBen sollte.

In diesem Zusammenhang sollte sich die Universität Saar-
brücken auf genuin-universitäre Aufgaben konzentrieren und
prüfen, ob einzelne Studienangebote und Entwicklungsaktivi-
täten sinnvollerweise von der Fachhochschule wahrzunehmen
sind. Die Profilschärfung der beiden Hochschultypen Univer-
sität und Fachhochschule ist zugleich die Grundlage ihrer
Komplementarität und ihrer Kooperation, die nach Auffassung
des Wissenschaftsrates in Saarbrücken aufgebaut werden
so1lte.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt der Hochschule in allen
Bereichen der Lehre und Forschung eine gründliche Analyse
der Stärken und Schwächen aIs Grundlage für die notwendigen
Entwicklungsentscheidungen, die mit Festlegungen zur Res-
sourcen-Allokationen verknüpft sind. Dabei sollte der künf-
tige Fächerbestand nicht aIlein von der studentischen Nach-
frage abhängen, sondern auch die bisherige Rol1e und Bedeu-
tung des Faches für interdisziplinäre Zusammenhänge in
Rechnung stellen. Allerdings ist dafür der allgemeine Ver-
weis auf die Verflochtenheit der Fächer untereinander nicht
ausreichend, sondern sollte durch die nachgewiesenen Lei-
stungen in der Vergangenheit untermauert werden.

Die Fakultäten und Fachbereiche tragen die Verantwortung
für ihr Angebot von Studiengängen, das es ebenfalls kri-
tisch zu überprüfen gilt. In diesem KlärungsprozeB sollte
ein Studiengangsspektrum definiert werden, für das die
notwendige Grundausstattung zur Verfügung steht. Die Ver-
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antwortung gegenüber den studierenden gebietet es, gegebe-

nenfalls Studiengänge einzustellen, für die die Hochschule

weder aus eigener Kraft durch Umwidmungen und Konzentration
der tlittel, noch durch zusätzliche Bereitstellung von Res-

sourcen durch das Land die ausreichende fachliche Fundie-

rung gewährleisten kann. Nach dem Eindruck des Ttissen-

schaftsrates bedürfen auch die Studienpläne einer intensi-
ven prüfutrg, um sicherzustellen, dap sie in der Regelstu-
dienzeit studierbar sind. Der Wissenschaftsrat hat dazu in
seiner Stellungnahme für die einzelnen Fakultäten und Fach-

bereiche eine Reihe von Hinweisen gegeben.

Gegenüber den An-Instituten und auperuniversitären For-
schungseinrichtungen in Saarbrücken befinden sich vor allem
die Naturwissenschaften und die Technische Faku1tät der

Universität in einem deutlichen Wettbewerbsnachteil. Diese

Bereiche der Universität leiden unter einem Ausstattungsde-
fizit, das sie dabei behindert, gestützt auf eigene Res-

sourcen selbstgestellte Aufgaben der Grundlagenforschung in
angemessenem Umfang aufgreifen zu können. Land und Hoch-

schule sollten deshalb die Frage prüfen, in welchem Umfang

und über welchen Zeitraum die An-Institute mit Vorrang
ausgebaut werden können, ohne daB die Universität und ihre
Fakultäten in der V,Iahrnehmung ihrer Aufgaben gefährdet
werden. In diesem Zusammenhang ist es notwendig, die Fach-

bereiche der Universität als gleichgewichtige Kooperations-
partner zu stärken und zugleich die An-Institute vor allem
auch über die Lehre mit der Hochschule zu koppeln.

Der Wissenschaftsrat ist gerade auch vor dem Hintergrund
der schwierigen Situation der Universität Saarbrücken der
Auffassung, daB die Schwerpunkte Europa und Umwelt mit
entsprechenden methodischen Ansätzen und inhaltlichen Per-
spektiven nicht auf einzelne spezielle Einrichtungen der
Hochschule konzentriert werden sollten, sondern statt des-
sen in dezentraler Form in möglichst viel-en Fachbereichen
verankert bteiben sollten. Deshalb sieht der Wissenschafts-
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rat den Neubau für ein Europaeum nicht als vordringlich an.

Für das geplante Zentrum für Innovative Produktion, das zur
Intensivierung der Kooperation mit den saarländischen Un-

ternehmen beitragen, die berufliche Weiterbildung fördern
und den Wissens- und Technologietransfer im Bereich Automa-

tion der Produktion stärken will-, empfiehlt der Wissen-
schaftsrat die Einbeziehung der Fachhochschule und bittet
das Land, darüber mit den Anmeldungen zrum 24. Rahmenplan zv

berichten. Unter dieser Voraussetzung empfiehlt er den

Neubau für das Zentrum zur vorbehaltlosen Aufnahme in den

Rahmenpl-an und merkt an, dap er bei künftigen Anmeldungen

solcher Vorhaben, die Forschungsaktivitäten aus den betei-
ligten Fächern herausziehen und neu bündeln, die Ausstat-
tungssituation der Fächer in ihren Fachbereichen in die
Prüfung einbeziehen wird.




